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Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschließt die Jahresrechnung 2010 und erteilt dem Oberbürgermeister für das 
Haushaltsjahr 2010 gemäß § 108 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-
Anhalt (GO LSA) die Entlastung.

Gesetzliche Grundlagen:

- § 108 Abs. 3 GO LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Die Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Bericht des Rechnungsprüfungsamtes 
über die Prüfung der Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2010 ist der Anlage 1 zu 
entnehmen.
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II. Abkürzungsverzeichnis 


ABI Anhalt-Bitterfeld 


Abs. Absatz 


AO Abgabenordnung 


DA Dienstanweisung 


EGBGB Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 


EigBG  Eigenbetriebsgesetz 


FFw Freiwillige Feuerwehr 


GEMA Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische 


 Vervielfältigungsrechte 


GemHVO Gemeindehaushaltsverordnung   


GemKVO Gemeindekassenverordnung 


GO Gemeindeordnung 


GS Grundschule 


GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt 


HAR Haushaltsausgaberest  


HER Haushaltseinnahmerest 


HH Haushalt 


HHst. Haushaltsstelle 


HÜL Haushaltsüberwachungsliste 


KAG Kommunalabgabengesetz 


KAR Kassenausgaberest 


KER Kasseneinnahmerest 


KKM Köthener Kultur und Marketing GmbH  


LSA Land Sachsen-Anhalt 


MIDEWA Wasserversorgungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH 


Mio  Millionen 


OS Ortschaft 


RPA Rechnungsprüfungsamt  


Verz. Verzeichnis 


VmHH Vermögenshaushalt 


VOB Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 


VOL Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen 


VOF Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen  


VV Verwaltungsvorschriften 


VwHH Verwaltungshaushalt 


VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 
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1. Vorbemerkungen 


1.1. Prüfungsauftrag 


Nach § 129 Abs. 1 Ziffer 1 GO LSA hat das Rechnungsprüfungsamt die Prüfung der Jahresrechnung, 


welche nach § 40 Abs. 1 GemHVO LSA den kassenmäßigen Abschluss und die Haushaltsrechnung 


umfasst, durchzuführen. 


Bei der Stadt Köthen (Anhalt) ist auch im Jahr 2010 die Umstellung des Rechnungswesens auf die 


Doppik noch nicht erfolgt. Entsprechend der im § 2 des Gesetzes zum Neuen Kommunalen 


Haushalts- und Rechnungswesen für Kommunen im Land Sachsen-Anhalt enthaltenen Regelung 


erfolgte die Prüfung der Jahresrechnung nach den Vorschriften der Gemeindeordnung, des 


Eigenbetriebsgesetzes sowie der Eigenbetriebsverordnung, der Gemeindehaushaltsverordnung und 


der Gemeindekassenverordnung in der aktuell geltenden Fassung. 


Die Prüfung der Rechnungen mit allen Unterlagen erfolgte hinsichtlich der Einhaltung der Gesetze und 


Vorschriften zur 


- Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben und des Vermögens, 


- Begründung der einzelnen Rechnungsbeträge in sachlicher Hinsicht unter Gewährleistung der 


  rechnerischen Richtigkeit und der Beachtung der Anforderungen an das Belegwesen, 


- Einhaltung des Haushaltsplanes sowie 


- des Nachweises von Vermögen und Schulden. 


 


1.2. Prüfungsunterlagen 


Die Haushaltsrechnung für die Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungs- und 


Vermögenshaushaltes des Haushaltsjahres 2010 wurde einschließlich des kassenmäßigen 


Abschlusses entsprechend den §§ 41 und 42 GemHVO LSA von der Kämmerei erstellt und vom 


Oberbürgermeister festgestellt. 


Gemäß § 40 Abs. 2 GemHVO LSA wurden die Jahresrechnung mit dem Rechenschaftsbericht sowie 


die dazu gehörenden Unterlagen 


- Vermögensübersicht, 


- Übersicht zu den Schulden und Rücklagen, 


- kassenmäßiger Abschluss, 


- Rechnungsquerschnitt und Gruppierungsübersicht 


an das Rechnungsprüfungsamt am 29.04.2011 übergeben. Am 23.02.2011 erhielt das 


Rechnungsprüfungsamt die Kassenbelege. 


Zur Verfügung standen folgende Prüfungsunterlagen: 


- die Haushaltssatzung, 


- die Jahresrechnung, 


- die Haushaltsrechnung begründende Unterlagen  
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  (HÜL, Annahmeanordnungen, Auszahlungsanordnungen usw.), 


- das Sachbuch, 


- Beschlüsse des Stadtrates und seiner Ausschüsse sowie 


- die Jahresabschlüsse der WGK, der Palm Springs GmbH, der MIDEWA, des Zweckverbandes „Um 


  die Dorfstätte“ in Löbnitz und des Eigenbetriebs Pflegeheim. 


 


1.3. Prüfungsverfahren 


1.3.1. Allgemeines 


Gemäß den Vorschriften des § 40 Abs.1 GemHVO LSA wurden der kassenmäßige Abschluss und die 


Haushaltsrechnung geprüft. Die Prüfungshandlungen beschränkten sich wegen der Vielzahl der 


Vorgänge, der Sachverhalte sowie der einzusehenden Unterlagen (171 Ordner) auf Stichproben. 


Deshalb sind die unter den einzelnen Gliederungspunkten aufgeführten Sachverhalte und 


Prüfungsfeststellungen auf das Wesentliche beschränkt worden. 


 


1.3.2. Prüfung der Sachbücher und der Haushaltsrechnung 


Die Prüfung der Sachbücher und der Haushaltsrechnung erstreckte sich darauf, ob  


- die Reste aus Vorjahren richtig vorgetragen sind, 


- korrekte SOLL- und IST -Buchungen vollzogen und belegt sind, 


- die Reste richtig ermittelt und in das Folgejahr übertragen wurden, 


- Haushaltsstellen hinsichtlich der Buchungsvorgänge richtig abgewickelt wurden, 


- bei der Haushaltsmittelverwendung die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 


  Zweckmäßigkeit beachtet wurden sowie 


- Anhaltspunkte vorhanden sind, dass Regelungen in Gesetzen, Vorschriften und Anordnungen nicht 


  eingehalten wurden. 


 


1.3.3. Prüfungen für Bund und Land (Verwendungsnachweisprüfungen) 


Die zweckmäßige Verwendung von Zuweisungen des Bundes und des Landes wurde nach Maßgabe 


der dafür geltenden Vorschriften geprüft. Die einzelnen Ergebnisse wurden den Beteiligten mit dem 


Verwendungsnachweis und einem entsprechenden Prüfvermerk zur Kenntnis gegeben. Es lag in der 


Kompetenz des jeweiligen Amtes, die Feststellungen auszuräumen. 


 


1.3.4. Sonstige Prüfungen, Prüfungsberichte 


Auf der Grundlage des § 129 GO LSA realisierte das RPA im Haushaltsjahr 2010 bis zum Abschluss 


der Prüfung der Jahresrechnung folgende Prüfaufgaben: 


- die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und ausgewählter Belege zur Vorbereitung der Jahres- 


  rechnung, 


- die Überwachung des Zahlungsverkehrs, 
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- die Prüfung von Vergaben sowie  


darüber hinaus Vorprüfungen von Verwendungsnachweisen auf der Grundlage des § 3 Abs. 2 Nr. 3  


der Rechnungsprüfungsordnung. 


 


1.3.5. Vorjahresbericht 


PF 01/10 


Nach § 108 Abs. 2 und 3 GO LSA ist die Jahresrechnung spätestens bis zum 31. Dezember des 


auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres durch den Stadtrat zu beschließen und über die 


Entlastung des Oberbürgermeisters zu entscheiden. Es ist festzustellen, dass dieser Norm 


entsprochen wurde. 


Das RPA hat die Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2009 nach Maßgabe der gesetzlichen 


Bestimmungen geprüft und den Prüfbericht am 30.07.2010 dem Oberbürgermeister vorgelegt. Durch 


die Verwaltung wurde die Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Prüfbericht für die Sitzung des 


Rechnungsprüfungsausschusses am 16.11.2010 fertig gestellt. Über die Stellungnahme der 


Verwaltung zum Prüfbericht und die Entlastung des Oberbürgermeisters fasste der Stadtrat am 


16.12.2010 den Beschluss Nr. 2010233/1. Die Veröffentlichung erfolgte im Amtsblatt Nr. 1/2011 am 


28.01.2011. 


 


2. Haushaltssatzung 2010 


2.1. Beschluss und Erlass 


PF 02/10 


Es ist festzustellen, dass die Haushalts- und Nachtragssatzungen 2010 gemäß §§ 94 und 95 GO 


LSA erlassen wurden. 


Die Haushaltssatzung wurde am 21.01.2010 durch den Stadtrat beschlossen und am 08.03.2010 von 


der Kommunalaufsicht genehmigt.  


Die Veröffentlichung erfolgte im Amtsblatt Nr. 3 der Stadt Köthen (Anhalt) vom 26.03.2010. 


Auf der Grundlage des § 94 Abs. 3 GO LSA erfolgte die Auslegung des Haushaltsplanes in der Zeit 


vom 29.03. bis 12.04.2010. 


 


Der Stadtrat beschloss am 24.06.2010 die 1. Nachtragssatzung zum Haushalt 2010, die auf der 


Grundlage des § 94 Abs. 2 GO LSA dem Landkreis vorgelegt und am 10.08.2010 genehmigt wurde. 


Im Amtsblatt Nr. 8 vom 27.08.2010 erfolgte die Bekanntmachung. Vom 30.8. bis 09.09.2010 wurde die 


1. Nachtragssatzung öffentlich ausgelegt. 
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2.2. Darstellung des Haushalts 


Der Haushaltsplan 2010 und der Nachtragshaushalt werden im Einzelnen wie folgt dargestellt: 


 


VwHH VmHH 


  Einnahme Ausgabe Einnahme Ausgabe 


HH-Plan 34.733.628 € 47.127.065 € 12.240.600 € 12.240.600 € 


1.Nachtrag 33.159.928 € 47.618.590 € 12.297.900 € 12.297.900 € 


   


          


 


Die prekäre Haushaltslage ist gekennzeichnet durch eine bei der Planung seit dem Jahr 2007 und im 


IST seit dem Jahr 2008 tendenziell ansteigende Entwicklung des Defizits. 


 


Defizit im VwHH
in €


0


2.000.000


4.000.000


6.000.000


8.000.000


10.000.000


12.000.000


14.000.000


16.000.000


HH-Plan 0 1.972.606 6.208.716 3.715.957 10.328.035 7.435.698 8.372.484 11.244.050 12.393.437


Nachtrag 0 2.517.356 5.778.916 3.012.444 9.973.818 5.160.662 8.180.060 10.225.372 14.458.662


 Ist* 710.125 1.091.324 5.213.797 1.593.557 2.276.783 -1.161 726.703 1.696.913 4.450.031


2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010


  


Das Defizit in der Haushaltsrechnung 2002 in Höhe von 710.125 € ergab sich bei Planansatz Null aus der Übertragung und 


Auszahlung eines „Haushaltsrestes“ an das Freizeitbad. (Angaben sind ohne Verlustvortrag) 


 


2.3. Einzelfeststellungen zum Haushaltsplan 


PF 03/10 


Es ist festzustellen, dass die bei der Erstellung des Haushaltsplanes in der 


Verwaltungshaushaltsstelle 13000.64000 „Feuerwehrrente“ für den Betrag von 10.000 € zwar 


ein Übertragbarkeitsvermerk angebracht wurde, der aber nicht im Nachtrag erläutert wurde. 


Damit liegt ein formeller Fehler vor. 
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Nach § 19 Abs. 2 der GemHVO LSA besteht die Möglichkeit, im Verwaltungshaushalt 


Ausgabeansätze für übertragbar zu erklären, wenn die Übertragbarkeit eine wirtschaftliche 


Aufgabenerfüllung fördert. 


Der am 24.06.2010 beschlossene 1. Nachtrag zum Haushaltplan 2010 enthält zur Haushaltsstelle 


13000.64000 „Feuerwehrrente“ einen Vermerk „Ü“. Die Erläuterung dieses zusätzlichen 


Übertragungsvermerks fehlt. Es liegt ein formeller Fehler vor. 


 


PF 04/10 


Es ist festzustellen, dass bei der Erstellung des Haushaltsplanes Zweckbindungsvermerke 


nach § 17 Abs. 1 Satz 3 GemHVO LSA für Haushaltsstellen erklärt wurden, für die kein 


Haushaltsansatz erfolgte. 


Nach § 17 Abs. 1 Satz 3 GemHVO LSA dürfen Mehreinnahmen für entsprechende Mehrausgaben 


verwendet werden. 


Dazu ist entsprechend den VV zur GemHVO LSA die Anbringung eines Haushaltsvermerkes 


erforderlich. 


Es ist festzustellen, dass bei der Erstellung des Haushaltplanes für folgende Haushaltsstellen ein 


Zweckbindungsvermerk erklärt wurde, obwohl kein Ansatz erfolgte: 


Vermerk 309: HHst 13000.17600 und 13000.17800 


Vermerk 331: HHst. 34000.17600 


Vermerk 333: HHst. 35200.17800 


Vermerk 336: HHst. 46040.17600 und 46040.17700 


Vermerk 342: HHst. 00000.63005 


 


PF 05/10 


Es ist zu beanstanden, dass zugunsten der Haushaltsstellen 35200.58100 „Ergänzung des 


Bibliotheksbestandes“, und 46040.63800 „Veranstaltungen Jugendklub Martinskirche“ 


Haushaltsvermerke angebracht wurden, die sowohl die gegenseitige Deckungsfähigkeit nach § 


18 Abs. 2 GemHVO LSA als auch die Zweckbindung nach § 17 Abs. 1 Satz 3 GemHVO LSA 


unstatthaft verbinden. 


Nach § 18 Abs. 2 GemHVO LSA dürfen Ausgaben des Verwaltungshaushaltes für gegenseitig 


deckungsfähig erklärt werden, wenn sie sachlich zusammenhängen. Die Anbringung eines 


entsprechenden Deckungsvermerkes bei der Aufstellung des Haushaltsplanes ist hierbei 


Voraussetzung. Die Erklärung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit berechtigt dazu, dass 


Einsparungen in einer Ausgabehaushaltsstelle für Mehrausgaben in einer anderen Haushaltsstelle 


verwendet werden dürfen und umgekehrt. Das Haushaltsvolumen wird dabei nicht verändert. 
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Wie bereits in der Prüfungsfeststellung 04/10 erwähnt, dürfen nach § 17 Abs. 1 Satz 3 GemHVO LSA 


Mehreinnahmen für entsprechende Mehrausgaben verwendet werden. Dies setzt entsprechend der 


VV zu § 17 GemHVO LSA die Anbringung eines Zweckbindungsvermerkes voraus und stellt eine 


Ausnahme vom Grundsatz der Haushaltsbindung dar, da eine echte Erhöhung des 


Haushaltsvolumens erfolgt. 


Bei Erstellung des Haushaltsplanes wurden nach § 18 Abs. 2 GemHVO LSA die Ausgaben der 


Haushaltsstellen 35200.58100 „Ergänzung des Bibliotheksbestandes“ und 35200.58110 „Ergänzung 


der Zeitschriften, Loseblattwerke und Fortsetzungswerke“ mit dem Vermerk 103 zulässig für 


gegenseitig deckungsfähig erklärt. Darüber hinaus erfolgte die Anbringung der 


Zweckbindungsvermerke 302 und 333 nach § 17 Abs. 1 Satz 3 bei den Haushaltsstellen 35200.15001 


„Einnahmen aus Buchverlusten“, 35200.26100 „Verzugszuschläge“, 35200.17600 „Spenden von 


sonstigen öffentlichen Sonderrechnungen“, 35200.17700 „Spenden von privaten Unternehmen“ 


zugunsten von Mehrausgaben der Haushaltstelle 35200.58100 „Ergänzung des 


Bibliotheksbestandes“. 


Weiterhin wurde die gegenseitige Deckungsfähigkeit für die Ausgaben der Haushaltsstellen 


46040.63800 „Veranstaltungen Jugendklub Martinskirche“ und 46040.63810 „Ausgaben für 


Streetworkprojekte“ mit dem Vermerk 122 erklärt. Zusätzlich erfolgte die Anbringung des 


Zweckbindungsvermerks 334 bei den Haushaltsstellen 46040.17101 „Landeszuweisungen für 


Jugendklub Martinskirche“ zugunsten dieser Haushaltstellen des Jugendklubs Martinskirche und der 


Streetworkprojekte. Gleichzeitig wurde die Zweckbindung der Haushaltsstelle 46040.17800 „Spenden 


von übrigen Bereichen“ mit dem Vermerk 336 für Ausgaben der genannten Haushaltsstellen des 


Jugendclubs und der Streetworkprojekte erklärt. 


Es ist festzustellen, dass der Haushaltsvermerk 103 mit den Vermerken 302 und 333 und der Vermerk 


122 mit den Vermerken 334 und 336 aneinander gekoppelt wurde. Damit bestand die Gefahr, dass 


Einnahmemittel, die zweckgebunden für Ausgaben zur Ergänzung des Bibliotheksbestandes bzw. für 


Veranstaltungen des Jugendklubs Martinskirche gezahlt wurden, zweckwidrig für zusätzliche 


Ausgaben zur Ergänzung der Zeitschriften, Loseblattwerke und Fortsetzungswerke der Bibliothek oder 


für Streetworkprojekte eingesetzt werden konnten. Diese Verknüpfung ist zu beanstanden. 


 


PF 06/10 


Es ist festzustellen, dass bereits bei der Planung der Zinsen für Kassenkredite mit Bildung der 


Haushaltsstelle gegen die Gliederungs- und Gruppierungsvorschriften der GemHVO LSA 


verstoßen wurde. 


Eine Unterscheidung der Zinsen entsprechend der unterschiedlichen Kreditgeber ist laut Gliederungs- 


und Gruppierungsvorschriften der GemHVO LSA erforderlich. 


Die Zinsen für Kassenkredite, die für Kredite der Kreissparkasse zu zahlen sind, wurden unter der 


Untergruppe 808 geplant. Laut Gliederungs- und Gruppierungsvorschriften der GemHVO LSA gilt die 
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808 für übrige Bereiche. Unter der Haushaltsstelle 91000.80820 wurden ausschließlich Zinsen an die 


Kreissparkasse gebucht. 


Bei der Kreissparkasse handelt es sich jedoch als öffentlich - rechtliches Kreditinstitut um ein 


Unternehmen, das den sonstigen öffentlichen Sonderrechnungen zuzuordnen ist. Die Untergruppe 


806 definiert die Zinsen an sonstige öffentliche Sonderrechnungen. Entsprechend gesetzlicher 


Grundlage wäre demnach die Untergruppe 80620 zu veranschlagen. 


3. Ausführung des Haushaltsplanes 2010 


3.1. Jahresrechnung und Ergebnisse 


3.1.1. Beanstandungen aus dem Vorjahresbericht 


 


PF 07/10 - St 


Es ist erneut zu beanstanden, dass der Zuschuss 2008 für die Gartensparte Merzien in Höhe 


von 500 € nicht abgerechnet wurde. 


In den Prüfberichten zur Jahresrechnung 2008 und 2009 wurde beanstandet, dass der im Jahr 2008 


an die Gartensparte Merzien gezahlte Zuschuss nicht abgerechnet wurde. Laut Stellungnahme zum 


Prüfbericht sollte an die Gartensparte nochmals eine schriftliche Aufforderung zur Abrechnung 


erfolgen. Eine Abrechnung ist bisher nicht erfolgt. Auf die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der 


Stadt Köthen (Anhalt) wird an dieser Stelle hingewiesen. 


 


PF 08/10 


Es ist festzustellen, dass durch rechtzeitige Rechnungslegung der jeweilige Betrag der 


Personalkostenerstattung durch die Bach-GmbH zeitnah erstattet wird und damit unnötige 


Kasseneinnahmereste vermieden werden. 


Ende des Haushaltsjahres 2009 war in der Haushaltstelle 87000.16501 „Erstattung von 


Personalkosten laut Personalgestellungsvertrag“ die Rate für das IV. Quartal 2009 in Höhe von 


14.341,99 € zum Soll gestellt worden. Der Zahlungseingang wurde mit Buchungsdatum 19.01.2010 


erfasst. Dadurch waren Kasseneinnahmereste von 14.341,99 € entstanden. Zur Vermeidung 


unnötiger Entstehung von Kasseneinnahmeresten hatte das RPA im Prüfbericht empfohlen, die 


Rechnungslegung entsprechend terminlich zu koordinieren. Diese Empfehlung wurde umgesetzt. 


 


PF 09/10 - St 


Es ist zu beanstanden, dass mit der 3. Überarbeitung der Dienstanweisung über die Stundung, 


Niederschlagung und den Erlass von Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt) der Widerspruch 


zwischen der Festlegung, einerseits nur über die befristet niedergeschlagenen Forderungen 
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Listen zu führen, und andrerseits der Festlegung, dass ämterweise eine Liste für befristete und 


eine Liste für unbefristete Niederschlagungen zu führen ist, nicht beseitigt wurde. 


Zur Thematik „Niederschlagungen“ waren zur Jahresrechnung 2009 die in der Dienstanweisung über 


die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt) 


festgelegten Kriterien Prüfungsschwerpunkte. 


Laut DA sind einerseits Listen nur für befristet niedergeschlagene Forderungen zu führen. Andrerseits 


ist in der DA geregelt, dass in jedem Amt die Listenführung je Niederschlagungsart, also die getrennte 


Erfassung zu erfolgen hat. 


Laut Stellungnahme der Verwaltung zum Prüfbericht der Jahresrechnung 2009 sollte im Rahmen der 


nächsten Änderung der DA der Widerspruch in den Formulierungen beseitigt werden. 


Mit Wirkung vom 01.07.2011 erfolgte die 3. Überarbeitung der DA über die Stundung, 


Niederschlagung und den Erlass von Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt) hinsichtlich der 


Verfahrensweise der Behandlung von Forderungen in Insolvenzverfahren. 


Es ist zu beanstanden, dass der Widerspruch in den Formulierungen hinsichtlich der Listenführung 


und der Niederschlagungsarten nicht behoben wurde. 


 


PF 10/10 


Es ist festzustellen, dass die Anlage 1 der Dienstanweisung der Stadt Köthen (Anhalt) über die 


Vergabe von Lieferungen und Leistungen (Vergabe- und Beschaffungsordnung) überarbeitet 


wurde. 


Im Prüfbericht zur Jahresrechnung 2009 wurde festgestellt, dass dem RPA Vergaben angezeigt 


wurden, die in der Vergabe- und Beschaffungsordnung der Stadt Köthen (Anhalt) bei den 


Beschaffungsstellen nicht aufgeführt waren. Es wurde empfohlen, die Dienstanweisung zu 


überarbeiten. Der Empfehlung folgend wurde die Anlage 1 der Vergabe- und Beschaffungsordnung, in 


welcher die Beschaffungsstellen mit den entsprechenden Vergabezuständigkeitsbereichen aufgeführt 


sind, überarbeitet und ab 01.07.2011 in Kraft gesetzt. 


 


PF 11/10 


Es ist festzustellen, dass die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der 


Stadt Köthen (Anhalt) hinsichtlich der Klarstellung des Geltungsbereiches für Betriebskosten- 


und Baukostenzuschüsse an Sport- und Kulturvereine überarbeitet wurde. 


Mit den Sportvereinen FC Eintracht, Rot-Weiß Elsdorf, VfL, CHC 02, CFC Germania, 1. Köthener 


Tennisclub e. V., HG 85 und PSV Porst wurden bereits vor Inkrafttreten Richtlinie „Allgemeine 


Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen“ zur Nutzung der Sportstätten Verträge abgeschlossen, 


welche die Gewährung von Betriebskostenpauschalen beinhalten. In diesen Verträgen ist geregelt, 
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dass die Abrechnung der Pauschalen nach Ablauf von 5 Jahren mit dem Ziel der Neufestsetzung zu 


erfolgen hat. 


In der am 01.11.2007 in Kraft getretenen Richtlinie wurden die genannten Sportvereine vom 


Geltungsbereich nicht ausgeschlossen. Dies führte hinsichtlich der Abrechnungspflicht zu 


Diskrepanzen, auf die das RPA sowohl im Prüfbericht 2008 als auch im Prüfbericht 2009 hingewiesen 


hatte. Am 17.02.2011 beschloss der Stadtrat die überarbeitete Richtlinie. Damit wurde der Ausschluss 


vom Geltungsbereich für Betriebskosten- und Baukostenzuschüsse an Sport- und Kulturvereine, für 


die anderweitige Regelungen (z. B. Stadtratsbeschlüsse, gesetzliche Regelungen) bestehen, 


gewährleistet. 


 


PF 12/10 


Es ist festzustellen, dass zu den Stundungen keine separate Auflistung erfolgt. Es wird 


empfohlen, im Rahmen eines Forderungsmanagements die Stundungen in Listenform zu 


führen und dem RPA jährlich die Stundungslisten zur Prüfung vorzulegen. 


Der Landesrechnungshof hat bereits in seinem Prüfbericht zur überörtlichen Prüfung im Jahr 2005 


empfohlen, zur besseren Übersicht und Kontrolle der gestundeten Forderungen ebenso wie für die 


Niederschlagungen Listen zu führen. 


Bereits im Rahmen der Prüfung der Jahresrechnungen 2008 und 2009 wurde empfohlen, eine 


Übersicht über Schuldner einschließlich der Höhe und Dauer der laufenden Stundungen vorzulegen. 


Die Verwaltung positionierte sich in ihren Stellungnahmen dahingehend, dass die Umsetzung der 


Empfehlung unnötig sei, da im Rahmen der Jahresabschlüsse die gestundeten Forderungen separat 


ausgewiesen werden. 


Auch in der Jahresrechnung 2010 wurden die Kasseneinnahmereste entsprechend ihrer 


Zusammensetzung prozentual aufgeschlüsselt und erläutert. Bereits im Rahmen der Prüfung der 


Jahresrechnung 2009 stellte das RPA fest, dass zu den Stundungen keine separate Auflistung erfolgt. 


Es wird empfohlen, im Rahmen eines Forderungsmanagements die Stundungen in Listenform zu 


führen und dem RPA jährlich die Stundungslisten zur Prüfung vorzulegen. 
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3.1.2. Haushaltsrechnung 


PF 13/10 


Die Haushaltsrechnung 2010 wurde entsprechend § 42 GemHVO festgestellt. 


Der VwHH schließt mit einem Jahresabschlussergebnis  


im SOLL in Höhe von        38.328.552,87 € 


ab. 


Der VmHH schließt mit einem Jahresabschluss- 


ergebnis im SOLL in Höhe von       11.206.150,42 € 


Gegenüber der Veranschlagung verminderte sich das  


Volumen des VwHH um     9.290.037,13 € 


und das des VmHH um      1.091.749,58 €. 


Das Gesamthaushaltsvolumen blieb somit 


rund 17 % Prozent unter der Haushaltsplanung. 


Das Volumen des Gesamthaushaltes erhöhte sich in der  


Veranschlagung gegenüber 2009 um     7.653.985,00 €. 


Das Defizit im Verwaltungshaushalt beträgt     4.450.031,47 €. 


Insgesamt ergaben sich 


Kasseneinnahmereste nach Restebereinigung 


(838.183,08 €) von     11.778.333,22 € 


Kassenausgabereste von           65.989,73 € 


Haushaltsausgabereste von      1.698.825,17 € 


davon neu       1.653.808,77 €. 


Die Ausgaben des Verwaltungshaushaltes setzten sich wie folgt zusammen:  


 


Ausgabestruktur VwHH 2010


III


13%


IV


4%
II


19%


V


25%


VI


4%


I


35%


  
 Position I      - Personalkosten 


 Position II     - Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand 


 Position III    - Zuweisungen und Zuschüsse der Stadt an Dritte 


 Position IV    - Zinsausgaben 


 Position V     - Kreisumlage 


 Position VI     - sonstige Finanzausgaben 
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Die Zusammensetzung der Ausgaben des Vermögenshaushaltes war wie folgt: 


 


Ausgabestruktur VmHH 2010


IV


3%


III


53%


II


42%


I


2%


 
 Position I   - Vermögenserwerb 


 Position II  - Baumaßnahmen 


 Position III - Tilgung von Krediten 


 Position IV -  Zuweisungen und Zuschüsse an Dritte für Investitionen 


PF 14/10 - St 


Es ist zu beanstanden, dass bei der Haushaltsdurchführung in der Haushaltstelle 79100.60000 


„Standortwerbung“ Mittel in Höhe von 5.000 € nicht entsprechend der geplanten Verwendung 


eingesetzt wurden und damit gegen den Grundsatz der sachlichen Bindung gemäß § 7 Abs. 3 


der GemHVO LSA verstoßen wurde. 


Nach § 7 Abs. 3 der GemHVO LSA sind die Ausgaben nach Einzelzwecken zu veranschlagen, wobei 


die Zwecke hinreichend bestimmt sein müssen. 


 


Bei der Haushaltsstelle 79100.60000 „Standortwerbung“ wurden Haushaltsmittel in Höhe von 


10.000,00 € veranschlagt. Gemäß den Erläuterungen zur Haushaltsstelle waren davon 5.000 € für 


eine Potentialstudie Kreativwirtschaft für die Stadt Köthen (Anhalt) und 2.000,00 € für einen Flyer der 


Wirtschaftsförderung vorgesehen. 


Beide Maßnahmen wurden im Haushaltsjahr 2010 nicht realisiert. Dennoch wurden insgesamt 


7.971,03 € verwendet. Damit wurden die Mittel zweckwidrig eingesetzt. Dies stellt einen Verstoß 


gegen den § 7 Abs.3 der GemHVO LSA dar. 
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3.1.3. Rechnungsergebnis 


PF 15/10 


Das Rechnungsergebnis ist nur hinsichtlich des VmHH in Einnahmen und Ausgaben 


ausgeglichen. Im VwHH entstand ein Fehlbetrag in Höhe von 4.450.031,47€. 


Der Haushalt konnte 2010 nicht ausgeglichen werden: 


Verwaltungshaushalt   Rechn.Ergn. 2010 


1. Einnahmen   33.878.521,40 € 


        


2. Zuführung vom VMHH   0,00 € 


        


3. Summe Einnahmen   33.878.521,40 € 


        


4. Ausgaben     37.441.108,73 € 


        


5. Pflichtzuführung an den VmHH   


   gemäß § 22 Abs. 1 GemHVO LSA      887.444,14 € 


        


6. Summe Ausgaben   38.328.552,87 € 


      -4.450.031,47 € 


Vermögenshaushalt   Rechn. Ergn.2010 


1. Einnahmen   10.318.706,28 € 


2. Pflichtzuführung vom VwHH   


   gemäß § 22 Abs. 1 GemHVO LSA      887.444,14 € 


        


3. Summe Einnahmen   11.206.150,42€ 


        


4. Ausgaben     11.051.751,81 € 


        


5. Zuführung zum VwHH                   0,00 € 


        


6. Summe Ausgaben (4. + 5.)   5.722.117,31 € 


        


7.SOLL-Fehlbetrag des VmHH (3. ./. 6.)    - 154.398,61 € 


8. Rücklagenentnahme        154.398,61 € 


9.SOLL-         Fehlbetrag/ Überschuss                0,00 € 
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Ergebnisüberprüfung zur Haushaltsrechnung     


Prüfformel    Verwaltungshaushalt in € Vermögenshaushalt in € 


Ist-Einnahmen    34.078.218,47   11.713.427,72   


./. Ist-Ausgaben    49.433.270,86   10.821.935,12   


Überschuss                      0,00        891.492,60   


Fehlbetrag     -15.355.052,39                   0,00   


 + KER      11.034.627,88        743.705,34   


 + HER                      0,00                  0,00   


Zwischensumme   -  4.320.424,51     1.635.197,94   


./. KAR             41.384,30                  0,00   


./. HAR             88.222,66     1.610.592,51   


Ergebnis     -  4.450.031,47                   0,00  


              


Abschlussverbesserungen 
        


              


SOLL- Mehreinnahmen    1.006.496,68   4.285.844,83   


SOLL-Minderausgaben    9.923.961,57   3.537.502,37   


Abgang KAR alt                  0,00                 0,00   


Abgang HAR alt           2.431,31        88.190,17   


HER (neu)                    0,00                 0,00   


Summe 1     10.932.889,56   7.911.537,37   


Abschlussverschlechterungen 
        


              


SOLL-Mehrausgaben     397.933,09   1.301.656,85   


Soll-Mindereinnahmen   1.020.577,01   5.070.281,98   


Abgang KER alt    - 318.173,73   -    25.987,57   


Abgang HER alt                 0,00                 0,00   


HAR (neu)          88.222,66   1.565.586,11   


Summe 2     1.188.559,03   7.911.537,37   


              


    Summe 1     10.932.889,56   7.911.537,37   


./. Summe 2      -1.188.559,03   7.911.537,37   


Ergebnis       9.744.330,53                 0,00   


Fehlbetrag lt. Plan   14.194.362,00                 0,00   


Ergebnis      -4.450.031,47                 0,00   
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K o n t r o l l r e c h n u n g e n  


Saldiertes Ergebnis zur Jahresrechnung 


Prüfformel 


Ist-Überschuss + Einnahmereste (HER+KER) + Soll-Fehlbetrag = Ist-Fehlbetrag + Ausgabereste (HAR+KAR) 


1. Verwaltungshaushalt (€) 


0 + (0 +11.034.627,88) + 4.450.031,47 = 15.355.052,39 + (88.222,66 +41.384,30) 


                                   15.484.659,35 = 15.484.659,35 


2. Vermögenshaushalt (€) 


891.492,60 + (0 +743.705,34) + 0 = 0 + (1.610.592,51 +24.605,43) 


                       1.635.197,94 = 1.635.197,94 
 


3.2. Pauschale Restebereinigung 


Nach Punkt 4 der VV zu § 42 GemHVO wurden pauschale Restebereinigungen im VwHH in Höhe von 


781.985,28 € und im VmHH in Höhe von 56.197,80 €, also insgesamt 838.183,08 €, vorgenommen. 


Forderungen in dieser Höhe werden als „zurzeit nicht einziehbar“ eingeschätzt bzw. sind teilweise 


durch nachträgliche Änderung der Besteuerungsgrundlagen durch das Finanzamt verringert, auf Null 


gesetzt oder von der Vollziehung ausgesetzt worden. 


 


3.3. Über- und außerplanmäßige Ausgaben 


PF 16/10 -St 


Es ist zu beanstanden, dass für Umsatzsteuerzahllasten der Betriebe gewerblicher Art 


überplanmäßige Ausgaben in unkorrekt ermittelter Höhe veranlasst wurden, obwohl das RPA 


Bedenken wegen rechnerisch unkorrekter Ermittlung der Zahllast hatte. 


Im Rahmen der begleitenden Prüfung werden dem RPA die Anträge auf Bewilligung über- oder 


außerplanmäßiger Mittel gemäß § 97 der Gemeindeordnung LSA zwecks Erteilung eines 


Prüfvermerkes von den Ämtern zugeleitet. 


Bei Einnahmeerzielung aus der Betreibung der Tiefgaragen „Wallstraße“ und „Ritterstraße“, der 


Vermietung des Ratskellers und des Betreibens des Wochenmarkes wird die Stadt Köthen (Anhalt) 


gewerblich tätig und ist im Sinne des Umsatzsteuergesetzes gegenüber dem Finanzamt 


steuerpflichtig. Die Umsatzsteuer wird gegenüber dem Finanzamt nach Zusammenfassung der 


genannten Betriebe gewerblicher Art quartalsweise auf der Grundlage einer Voranmeldung gezahlt. 


Gleichzeitig besteht die Möglichkeit, mit diesen Voranmeldungen Vorsteuererstattungen vom 


Finanzamt geltend zu machen. Die Jahresumsatzsteuererklärung an das Finanzamt ist ohne 


Fristverlängerung zum 31.05. des jeweiligen Folgejahres fällig. 
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Am 02.11.2010 gingen beim RPA zwei Anträge zur Bereitstellung überplanmäßiger Mittel für die 


Haushaltsstellen 73000.64910 „Umsatzsteuerzahllast Markt“ über 1.032,62 € und 68000.64922 


„Umsatzsteuerzahllast Tiefgarage Ritterstraße“ über 675,02 € ein. 


Da die rechnerische Prüfung ergab, dass die Umsatzsteuerbeträge nicht korrekt ermittelt wurden, (es 


bestand eine höhere Zahllast) hatte das RPA Bedenken. Die Begründung wurde dem Fachamt am 


03.11.2010 mitgeteilt. Gleichzeitig wurde empfohlen, noch im Jahr 2010 eventuell Probleme, die nach 


Aussage des für die Umsatzsteuermeldung zuständigen Amtes mit der Einführung neuer Software zur 


Erfassung der Standgebühren aufgetreten sein sollen, zu klären und die entsprechenden 


Korrekturbuchungen vorzunehmen. Der korrekte Ausweis der Umsatzsteuer hätte dann über die 


Jahresmeldung 2010 erfolgen können. 


Es ist zu beanstanden, dass die überplanmäßigen Ausgaben zur Zahlung der Umsatzsteuerzahllast 


im Jahr 2010 ohne Korrekturbuchungen vorgenommen wurden. 


 


3.4. Haushaltsausgabereste 


PF 17/10 


Es ist festzustellen, dass von 49 Anträgen zur Übertragung von Haushaltsausgaberesten 45 


Anträge berücksichtigt wurden und damit 4 Haushaltsausgabereste, zu deren Übertragung das 


RPA Bedenken hatte, nicht in das Haushaltsjahr 2011 übernommen wurden. 


Die Beantragung und Genehmigung zur Bildung von Haushaltsausgaberesten wird vom RPA im 


begleitenden Verfahren geprüft.  


Entsprechend § 19 Abs. 1 GemHVO gelten alle Ausgabeansätze des Vermögenshaushalts als 


übertragbar. Diese Übertragbarkeit kraft Gesetzes setzt voraus, dass das betreffende Vorhaben 


begonnen wurde und zwingende Gründe für eine zeitliche Verschiebung vorliegen. 


Dem RPA wurden 49 Anträge zur Haushaltsausgaberesteübertragung von 2010 nach 2011 vorgelegt. 


Zur Beschaffung eines Geschirrspülers für die Kindertagesstätten „Pinocchio“ und „Max und Moritz“ 


sollten auf Antrag des Fachamtes vom 05.01.2011 von 4 Haushaltsstellen des Vermögenshaushalts 


insgesamt 1.752,11 € in das Jahr 2011 übertragen werden. Als Begründung wurde angegeben, dass 


der vorhandene Geschirrspüler mit einem Alter von mehr als 10 Jahren in den letzten zwei Jahren 


ständig repariert werden musste und der finanzielle Einsatz für diese Reparaturen hinsichtlich der 


Nutzung nicht mehr gerechtfertigt war. Zu diesen Anträgen der Haushaltsmittelübertragung hatte das 


RPA Bedenken, die mit Schreiben vom 07.01.2011 der Kämmerei mitgeteilt wurden. Die im Jahr 2010 


im Vermögenshaushalt zur Beschaffung von Einrichtungsgegenständen geplanten Mittel der 


Kindertagesstätten „Waldfrieden“ (HHst. 46430.93500), „Spielkiste“ (HHst. 46431.93500), „Pinocchio“ 


(HHst. 46435.93500) und „Max und Moritz“ (HHst. 46437.93500) waren durch den Deckungsring HV 


126 gegenseitig deckungsfähig. Aus diesem Deckungsring wurden 5.430 € im Jahr 2010 nicht in 


Anspruch genommen. Auf Grund dieser im Jahr 2010 noch zur Verfügung stehenden Mittel und der 


dem Fachamt bekannten Reparaturhäufigkeit des zu ersetzenden Gerätes, insbesondere im letzten 
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Quartal des Jahres 2010, konnte vom RPA nicht erkannt werden, warum die Bestellung nicht bis Ende 


Dezember 2010 ausgelöst wurde. Es gab durch die Nichtauslösung der Bestellung zu Beginn des 


Jahres 2011 keine rechtliche Verpflichtung zur Mittelübertragung. 


Die Bedenken des RPA wurden beachtet; die Mittel wurden nicht übertragen. 


 


3.5. Kasseneinnahmereste 


PF 18/10 


Die Kasseneinnahmereste wurden entsprechend § 34 GemKVO LSA und den dazugehörigen 


Verwaltungsvorschriften gebildet und in das Haushaltsjahr 2011 übernommen. 


Die Entwicklung der Kasseneinnahmereste zeigt nachfolgende Abbildung: 


 


Kasseneinnahmereste
insgesamt am 31.12. in Mio €


- nach Globalabsetzungen - 


10,72
9,63


8,91


10,41
11,78


2006 2007 2008 2009 2010


 


 


Die nachfolgenden Abbildungen zeigen die Zusammensetzung und Entwicklung der 


Kasseneinnahmereste des Verwaltungshaushaltes: 


 


 


Entwicklung der 
Kasseneinnahmereste


im VwHH am 31.12.
 -in Mio € (vor Globalabsetzung) -


10,04 9,11 9,23 10,16
11,78


2006 2007 2008 2009 2010
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Kasseneinnahmereste VwHH 2010
Gesamtsumme: 11.774.228,86 €


-(vor Globalabsetzung i. H. v.781.985,28 €)- V.10.499.771,2 € 


(95%)


IV. 202.585,89 € 


(2 %)


II. 157.302,36 €  


(1%)
I. 173.554,62 € 


(2%) 


III. 1.413,75 € 


(0%)


 
   


Position I - Steuern und steuerliche Nebenleistungen, Zinsen 


Position II  - Gebühren, Beiträge 


Position III -  Mieten, Pachten, Erbbauzinsen 


Position IV - Verwarngelder, Buß- und Zwangsgelder, Verzugs- u.  


    Stundungszinsen, sonst. privatrechtliche Forderungen 


Position V  - aufgelaufene Sollfehlbeträge aus Vorjahren 


 


 


Die Entwicklung und die Zusammensetzung der Kasseneinnahmereste des Vermögenshaushaltes 


zeigen nachstehende Abbildungen: 


   


 


Entwicklung der Kasseneinnahmereste im 
VmHH am 31.12. 


 in Mio € (vor Globalabsetzung)


1,65 1,56 1,58
1,25


0,775


2006 2007 2008 2009 2010
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Kasseneinnahmereste VmHH 2010
Gesamtsumme: 775.297,71 €, vor Globalabsetzung 


(56.197,80 €)


IV. 9.233,26 €; 


(1%)


III. 813,41 €; 


(0%)


II. 81.084,92 €; 


(10%)


I. 684.166,12€; 


(89%)


 
 


I.  =Erschließungs-und Straßenausbau- 


      beiträge 


II  =Ablösebeträge Parkeinrichtungen 


III = Grundstückverkaufserlöse  


IV =Sonstiges   


 


3.6. Kassenwesen 


3.6.1. Kassenmäßiger Abschluss 


PF 19/10 


Der kassenmäßige Abschluss wurde entsprechend § 41 GemHVO LSA und § 34 Abs. 1 


GemKVO LSA erstellt und von der Kassenverwalterin festgestellt. 


Die Kassenbuchbestände des Zeitbuches und die Rechnungsergebnisse der Sachbücher sind von 


2009 nach 2010 ordnungsgemäß übertragen worden.  


Zum Jahresabschluss 2010 wurde der Kassenbuchbestand wie folgt ermittelt: 


Ist-Einnahmen  184.654.459,87 € 


Ist-Ausgaben  184.475.625,58 € 


         Bestand: 178.834,29 € 


 


3.6.2. Prüfung der Kassenbelege 


Die Prüfung der Kassenbelege erfolgte auf der Grundlage der §§ 7 und 11 Abs. 3 GemKVO LSA 


sowie der DA über das Kassenanordnungsverfahren und die Feststellungs- und Anordnungsbefugnis 


für die Stadt Köthen (Anhalt). 
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Hierzu ist zu bemerken, dass sich die Prüfung aus zeitlichen Gründen und wegen des großen 


Umfangs der einzusehenden Unterlagen (171 Ordner) auf stichprobenartige Kontrollen bzw. die 


Ergebnisse der laufenden VISA-Kontrolle im Jahr 2010 erstreckte, so dass ein Anspruch auf 


Vollständigkeit der Belegprüfung nicht erhoben werden kann. 


 


PF 20/10 -St 


Im Rahmen der Prüfung der Kassenbelege wurden  formelle Fehler festgestellt. Es ist zu 


beanstanden, dass gegen die Bestimmungen des § 90 Abs. 2 GO LSA und gegen die DA über 


das Kassenanordnungsverfahren und die Feststellungs- und Anordnungsbefugnis für die 


Stadtverwaltung Köthen (Anhalt) verstoßen wurde. 


Geprüft wurden aus dem Bereich der Kassenbelege stichprobenartig ausgewählte Anordnungen. 


Dabei erfolgte die Prüfung, ob die Haushaltsmittel i. S. des § 90 Abs. 2 GO LSA zweckmäßig, 


sparsam und wirtschaftlich eingesetzt wurden und ob die Belege vorhanden sind. 


Es kam zu folgenden Beanstandungen und Einzelfeststellungen: 


HHst.  Bezeichnung   Betrag  Beanstandung/Feststellung 


13000.60000 Sommerferiengestaltung 1.292,20 € keine begründenden 
 Jugendfeuerwehr Köthen            Belege zur Ausgabe   


13000.71802 Zuschuss für FFw Baasdorf 25,00 €  Von der Gleichstellungsbeauftragten  
00000.65001 Sachaufwand Gleichstellungs- 30,00 €  erfolgte eine Ausgabe, für die ein 
        Vertrag hinsichtl. Homöopathievortrag 
        über 30 € geschlossen wurde. 
        Zusätzlich erfolgte eine Bezahlung 
        von der FFw (ohne rechtl. Grundlage) 
13000.71803  Zuschuss für FFw Dohndorf 150,00 € Verwendung des Zuschusses erfolgte 
13000.16203 Zuschuss vom Landkreis 150,00 €  nicht zweckentsprechend für Jubi-  


              läumsfeier 75 Jahre FFw Dohndorf 
34000.71804 Kulturzuschuss f. OS Löbnitz 110,52 € Gesamtvertragsnachlass GEMA nicht 
        genutzt 
34000.15004 Kulturveranstaltungen Löbnitz 447,00 € Einnahmen entsprechen nicht der 


              Besucherzahl lt. GEMA Rechnung 
34000.71805 Zuschuss Kulturveranstaltg. 100,00 € Belege zur Verwendung fehlen 


                         Ortschaft Wülknitz      
34000.17704 Spenden von privaten  725,00 € 481,94 € wurden nicht entsprechend
  Unternehmen für die    Spendenzweck (Kinder- u. Jugend- 
  Ortschaft Löbnitz    arbeit) verwendet   
 


PF 21/10 - St 


Es ist zu beanstanden, dass bei der Planung und Leistung von Ausgaben gegen den Grundsatz 


der Haushaltswahrheit nach § 7 Abs.1 GemHVO LSA und gegen § 31 Abs 2 GemKVO LSA 


verstoßen wurde. 


Nach § 7 Abs. 1 GemHVO LSA sind Einnahmen und Ausgaben nur in Höhe der im Haushaltsjahr 


voraussichtlich zu leistenden Beträge zu veranschlagen.  
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Im Haushalt 2010 wurden Beträge veranschlagt, die zweckfremd ausgegeben wurden, womit der 


Grundsatz der Haushaltswahrheit verletzt wurde: 


 


HHSt. Bezeichnung Betrag Beanstandung 


21101.54001 Naumannschule Bewirtschaf- 1.050,00 € zweckfremde Ausgabe 
 tungskosten  für Miete Turnhalle  


    evangelische GS 
46400.67201 Nutzung von Kindertagesstätten    466,60 € zweckfremde Ausgabe 
 in Umlandgemeinden  für Rückerstattung  
   zuviel gezahlter Benut- 
   zungsgebühren an den  


    Landkreis  
59000.54001 Bewirtschaftungskosten Tierpark    699,00 € Kostenaufteilung zw. 
   Tierpark und Wohn- 
   gebäude ist nicht 


    erfolgt   
79100.60000 Standortwerbung     45,77 € Ausgabe ist dem 
    SN 2 zuzuordnen 
 hier: Zuschuss an Werbegemein-   540,00 € allg. Bewilligungs- 
 schaft e. V.  bedingungen nicht 
   beachtet 
 hier: Wartung der METEO-MEDIA   567,63 € bei beiden Rechnun-
 Messstation v. 14.12.09   520,03 € gen wurde die 
   Leistung vom 14.12.09 


    berechnet.  
79100.71800 Unterstützung des Flugbetriebes 1.600,00 € Bewilligungsrichtlinie 
 auf dem Flugplatz; hier: Zuschuss  nicht beachtet; keine 
 an den Flugsportverein Köthen e. V. Belege zur Verwen- 


    dung vorgelegt  
88000.60500 Vermessungs- und Wertermittlungs- 238,00 € städt. Ausgaben für 
 kosten  Objekt, welches nicht 
   im Eigentum der Stadt 
   ist; Betrag wurde 


    doppelt gezahlt  
 


Die Rückzahlung zuviel eingegangener Beträge ist nach § 31 Abs. 2 GemKVO LSA bei den Ausgaben 


abzusetzen, wenn die Rückzahlung noch im selben Jahr vorgenommen wird. In den anderen Fällen 


sind die Rückzahlungen als Einnahmen zu behandeln. 


Von der Versorgungsrücklage des Jahres 2009 erfolgte Anfang des Jahres 2010 eine Erstattung. Der 


Betrag von 42,10 € wurde von der im Januar 2010 gezahlten Versorgungsrücklage unzulässig 


abgesetzt. Da jedoch das Jahr 2009 betroffen war, hätte die Rückzahlung als Einnahme gebucht 


werden müssen. 


 


PF 22/10 


Es ist festzustellen, dass die bei den Erläuterungen zur Haushaltsstelle festgelegte prozentuale 


Verteilung der Bewirtschaftungskosten für Schule und Hort, wenn sie sich in einem Objekt 


befinden, nicht eingehalten wurde. Es wird empfohlen, die Rechnungen entsprechend 


aufzusplitten. 
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Im Haushaltsplan wird zu nachstehend aufgeführten Haushaltsstellen festgelegt, dass die 


Bewirtschaftungskosten für Schule und Hort unter der Voraussetzung, dass sie sich in einem Objekt 


befinden, im Verhältnis 60 % Schule und 40 % Hort aufgeteilt werden. Tatsächlich stellt sich die 


Kostenverteilung wie folgt dar: 


 


Haushaltsstelle Einrichtung  prozentuale Inanspruchnahme 


21102.54001  Kastanienschule   64 % 


46445.54001  Hort Kastanienschule   36 % 


21104.54001  Ratkeschule    63 % 


46447-54001  Hort Ratkeschule   37 % 


21105.54001  Regenbogenschule   65 % 


46448.54001  Hort Regenbogenschule  35 % 


Es ist festzustellen, dass die im Haushaltsplan vorgegebene Kostenaufteilung 60 % Schule und 


40 % Hort nicht eingehalten wurde. Im Hinblick auf die Kostenerstattung durch Umlandgemeinden 


wird empfohlen, die entsprechenden Rechnungen im Verhältnis 60:40 aufzusplitten. 


 


PF 23/10 - St 


Es ist zu beanstanden, dass beim Verfahren zur Verwendung der Verfügungsmittel für die 


Ortsbürgermeister von Baasdorf gegen den § 11 und die entsprechenden VV zu § 11 GemHVO 


LSA verstoßen wurde. 


Verfügungsmittel sind nach § 46 Nr. 27 GemHVO LSA Beträge, die dem Bürgermeister für dienstliche 


Zwecke, für die keine Ausgaben veranschlagt sind, zur Verfügung stehen. Sie werden ohne nähere 


Angabe des Verwendungszwecks veranschlagt. Sind entsprechend der VV zu § 11 GemHVO LSA für 


denselben Zweck Ausgaben im Haushaltsplan veranschlagt, so dürfen Verfügungsmittel nicht für 


diesen Zweck verausgabt werden; solche Ausgaben müssen außer- oder überplanmäßig 


nachgewiesen werden. 


Aus der Haushaltsstelle 00000.66012 Verfügungsmittel des Ortsbürgermeisters Baasdorf wurden 


schwerpunktmäßig Mittel in Höhe von 898,98 € für eine Reise der Baasdorfer Feuerwehr ausgegeben. 


Für den Erhalt und die Festigung der Kameradschaft „Feuerwehr Baasdorf“ sind jedoch Mittel in der 


Haushaltsstelle 13000.71802 veranschlagt. Die Ausgabe für die Reisekosten aus den 


Verfügungsmitteln war unzulässig. Die Mittel hätten in der HHSt. 13000.71802 überplanmäßig zur 


Verfügung gestellt werden müssen. 
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PF 24/10 - St 


Es ist zu beanstanden, dass die Organisationsverfügung des Oberbürgermeisters vom 


14.10.2009 zur Mitteilungspflicht gegenüber dem Finanzamt zwecks Verhinderung von 


Schwarzarbeit nicht eingehalten wurde. 


Gemäß § 2 der vom Ministerium der Justiz veröffentlichten Mitteilungsverordnung sind Behörden 


verpflichtet, der Finanzbehörde mitzuteilen, wenn ein Zahlungsempfänger unter anderem nicht im 


Rahmen einer gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit gehandelt hat. Das Fehlen einer 


Steuernummer auf den Abrechnungsunterlagen bzw. den Rechnungen kann ein Indiz dafür sein. Mit 


Organisationsverfügung vom 14.10.2009 übertrug der Oberbürgermeister diese Informationspflicht auf 


das für Umsatzsteuerbearbeitung zuständige Amt. 


Danach haben alle Ämter, die Abrechnungsunterlagen bzw. Rechnungen ohne Steuernummer 


erhalten, sofort das zuständige Amt unter Angabe des Zahlungsanlasses und dem Namen sowie der 


Anschrift des Zahlungsempfängers zwecks Wahrnehmung der Meldepflicht zu informieren. 


Die Prüfung der Kassenbelege ergab folgendes: 


Haushaltstelle Vorgang Betrag Beanstandung 


00000.63002 Rechnung der KKM v. 29.06.10  100,00 € Steuernummern der Stadtführer fehlen 


  für Stadtführungen     


00000.63002 Zahlungsanweisung v. 15.06.10 250,00 € 
keine Rechnungslegung d. 
Dolmetscherin; 


  f. Dolmetschertätigkeiten   Angabe der Steuernummer fehlt 


00000.63002 Rechnung des KUKAKÖ e. V. 200,00 € Auf Quittungsbeleg fehlt Angabe der  


  
v. 29.06.10 für 
Dolmetschertätig-   Steuernummer der Dolmetscherin 


  keiten Musikergruppe     


 


Über das Fehlen der Steuernummern wurde das zuständige Amt nicht informiert. Damit wurde gegen 


die Organisationsverfügung verstoßen. Diese Verfahrensweise ist zu beanstanden. 


 


PF 25/10 - St 


Es ist erneut zu beanstanden, dass bei der Überweisung der 1. Rate der Verbandsumlage an 


den Zweckverband „Um die Dorfstätte“ in Löbnitz in Höhe von 22.950 € der Fälligkeitstermin 


15.01.2010 nicht eingehalten wurde. 


Der Zweckverband Gewerbegebiet „Um die Dorfstätte“ erhebt gemäß § 13 Absatz 1 des Gesetzes 


über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-Anhalt vom 26.02.1998 (GVBl. Seite 81) 


in der z. Zt. gültigen Fassung von den Mitgliedsgemeinden eine Verbandsumlage. 


In der von der Verbandsversammlung am 09.12.2009 für das Jahr 2010 beschlossenen 


Haushaltssatzung wurde die Verbandsumlage für die Stadt Köthen (Anhalt) in Höhe von 91.800 € 


festgesetzt. Mit Bescheid des Zweckverbandes vom 04.01.2010 wurde die festgesetzte Höhe der 
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Stadt mitgeteilt. Im Bescheid wurden 4 Ratenzahlungen zu je 22.950 € mit den Fälligkeitsterminen 


15.1., 15.04., 15.07. und 15.10. 2010 festgelegt. 


Die Stadt Köthen (Anhalt) ist als Mitglied des Zweckverbandes zur Zahlung dieser Umlage auch in der 


Zeit der vorläufigen Haushaltsführung verpflichtet. Im Jahr 2009 wurde die 1. Rate erst im März zur 


Zahlung angewiesen. Es ist erneut zu beanstanden, dass auch die 1. Rate im Jahr 2010 vom Fachamt 


mit der Fälligkeit zum 27.01.2010 verspätet erfolgte. 


 


3.6.3. Kassenprüfung 


Die Kassenprüfung fand in der Zeit vom 19.10. bis 20.12.2010 statt. Über die Ergebnisse der 


Kassenprüfung im Jahr 2010 wurde der Rechnungsprüfungsausschuss am 25.01.2011 informiert. 


 


3.6.4. Prüfung der Niederschlagungen 


PF 26/10 


Es ist festzustellen, dass dem RPA Niederschlagungslisten für das Jahr 2010 trotz Anmahnung 


und Rückgabe zwecks Klärungs- und Informationsbedarfs nicht zur Prüfung vorlagen. 


Entsprechend der DA über die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Forderungen der Stadt 


Köthen (Anhalt) ist es Aufgabe des RPA, die Führung der befristeten Niederschlagungslisten durch die 


Ämter zu prüfen. Das trifft auch zu, wenn keine Niederschlagungen vorgenommen worden sind. Für 


das Haushaltsjahr 2010 lagen dem RPA zum Stichtag 31.03. von 13 Ämtern bzw. Sachgebieten 


Niederschlagungslisten zur jährlichen Prüfung vor. 


Es ist festzustellen, dass die Liste des Sachgebietes Beitragsrecht trotz Anmahnung am 18.05.2011 


nicht dem RPA zur Prüfung vorgelegt und damit gegen die DA verstoßen wurde. 


Gleichzeitig ist festzustellen, dass es bei den Niederschlagungslisten des Ordnungsamtes und des 


Umweltamtes Klärungs- und Informationsbedarf gab. Aus diesen Gründen mussten die Listen nach 


Erörterung des Sachverhalts den Ämtern zur Überarbeitung zurückgegeben werden. Eine erneute 


Vorlage beim RPA erfolgte bisher nur vom Umweltamt, wobei alle Unklarheiten beseitigt werden 


konnten. Die Vorlage der klärungsbedürftigen Niederschlagungsliste des Ordnungsamtes steht noch 


aus. 


 


PF 27/10 - St 


Es ist zu beanstanden, dass das Niederschlagungsverfahren für eine Forderung in Höhe von 


154.127,44 € nach Beendigung der Befristung zum 31.08.2008 vom Sachgebiet nicht 


weitergeführt wurde. Es liegt ein Verstoß gegen die Dienstanweisung über die Stundung, 


Niederschlagung und Erlass von Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt) vor. 
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Eine Niederschlagung ist die befristete oder unbefristete Zurückstellung der Weiterverfolgung einer 


fälligen Forderung ohne Verzicht auf den Anspruch selbst. Sie ist eine verwaltungsinterne Maßnahme, 


bedarf keines Antrags und wird dem Schuldner nicht mitgeteilt. 


Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt) dürfen befristet niedergeschlagen werden, wenn ihre 


Einziehung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners vorübergehend keinen Erfolg 


verspricht und die Voraussetzungen für eine Stundung nicht vorliegen. 


Die unbefristete Niederschlagung gleicht in ihren Auswirkungen einem Forderungserlass, ohne auf 


den Anspruch endgültig zu verzichten. Sie kommt daher nur in Betracht, wenn die Einziehung wegen 


der wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners oder aus anderen Gründen dauernd ohne Erfolg 


bleiben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe der Forderung stehen. 


Bestehen hinsichtlich der Voraussetzungen für eine unbefristete Niederschlagung auch nur geringe 


Zweifel, ist die Forderung zunächst befristet niederzuschlagen. Zeigt es sich, dass die Einziehung 


einer befristet niedergeschlagenen Forderung dauernd ohne Erfolg bleiben wird, so ist sie unbefristet 


niederzuschlagen. 


Über eine befristete bzw. unbefristete Niederschlagung über 5.000,- Euro entscheidet der Stadtrat. Die 


Vorlage zur Entscheidung über die Niederschlagung ist von dem für die entsprechenden 


Haushaltsmittel zuständigen Amt schriftlich vorzubereiten. 


Mit Beschluss Nr. 06/StR/15/010 entschied der Stadtrat am 13.07.2006 eine Forderung in Höhe von 


154.127,44 € befristet bis zum 31.08.2008 niederzuschlagen. Diese befristete Niederschlagung wurde 


in der Niederschlagungsliste des Sachgebietes Wirtschaftsförderung erfasst; allerdings fehlten für 


2008 die Angaben zum Niederschlagungszeitpunkt. Entsprechend der DA hätte im 


Befristungszeitraum durch den Fachbereich geklärt werden müssen, ob die Einziehung der Forderung 


erfolgreich sein würde. Im Ergebnis der Prüfung der Niederschlagungen für die Jahre 2009 und 2010 


musste festgestellt werden, dass trotz der mit den Prüfungsvermerken vom 07.07.2010 und 


28.03.2011 gegebenen Hinweise auf die Pflicht der Veranlassung einer unbefristeten 


Niederschlagung das Niederschlagungsverfahren nicht weitergeführt wurde. 


 


PF 28/10 


Es ist festzustellen, dass bei der Berechnung der Zahlungsverjährung die Änderung des § 9 


des Verwaltungskostengesetzes LSA ab 01.06.2010 nicht berücksichtigt wurde. Es wird 


empfohlen, die offenen Forderungen unter Berücksichtigung der Überleitungsvorschriften des 


EGBGB einer umfassenden Prüfung zu unterziehen. 


Im Rahmen der Prüfung der Niederschlagungslisten wurde festgestellt, dass bei der Berechnung der 


Zahlungsverjährung bei Forderungen nach dem  Verwaltungskostengesetzes LSA die Änderung der 


gesetzlichen Regelung im § 9 zum 01.06.2010 noch nicht berücksichtigt ist. Seit diesem Zeitpunkt wird 


die Verjährung durch entsprechende Maßnahmen nicht mehr unterbrochen, sondern nur noch 


gehemmt. Die Hemmung endet sechs Monate nach Zugang der Zahlungsaufforderung; Ablauf des 
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Zahlungsaufschubes; Ablauf der Stundung oder Ablauf des Vollstreckungsaufschubes. Eine neue 


Verjährungsfrist von 3 Jahren beginnt danach nicht. Es wird empfohlen, die offenen Forderungen, 


welche nach dem Verwaltungskostengesetz zu behandeln sind, einer umfassenden Überprüfung zu 


unterziehen. Besonderes Augenmerk ist dabei auf die Überleitungsvorschriften des Artikel 229 § 6 des 


Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch zu legen. 


 


3.6.5. Bewirtschaftung von Verwahrgeldern 


Nach § 31 Abs. 2 GemHVO darf eine Einnahme, die sich auf den Haushalt bezieht, nur als 


Verwahrgeld behandelt werden, solange ihre endgültige Buchung im Haushalt nicht möglich ist. In der 


Praxis handelt es sich hier um solche Fälle, in denen z. B. das Kassenzeichen auf dem 


Überweisungsträger vergessen wurde und deshalb eine sofortige konkrete Zuordnung nicht 


zweifelsfrei möglich ist. 


Die Verwahrgelder hätten nach der GemHVO LSA in der Regel jeweils im Jahr ihrer Entstehung 


geklärt und in den städtischen Haushalt vereinnahmt werden müssen. Eine im Kassenprüfbericht 2007 


gegebene Empfehlung des RPA zur Vermeidung der Verwahrgeldhaltung bzw. der zeitnahen 


Vereinnahmung in den Haushalt wurde vom Rechnungsprüfungsausschuss unterstützt und an den 


Hauptausschuss mit einer Beschlussempfehlung weitergeleitet. So beschloss der Hauptausschuss in 


seiner Sitzung am 02.09.2008, beginnend ab dem Jahr 2008 den Jahresrechnungen die 


Verwahrgeldbestände zum 31.12. jeden Jahres beizufügen. Dabei ist ab einem Wert von 10.000 € zu 


begründen, warum eine Umbuchung in den Haushalt nicht möglich ist. Folgende Übersicht 


ausgewählter Ämter zeigt den Stand am Anfang und Ende des Jahres 2010 sowie den 


Abarbeitungsstand per 30.06.2011: 


Verwahrgeldbeträge des Haushaltsjahres 2010 
Amt Stand am 01.01.2010 Stand am 31.12.2010 Stand am 30.06.2011 


10 5.267,10 € 21,70 € 3.415,74 € 


20 60.616,78 € 57.516,78 € 55.714,59 € 


201/203 427.698,48€ 429.393,23 € 426.898,00 €  


323 795,00 € 495,00 € 0,00 € 


40 11.274,14 € 9.207,26 € 54.382,99 €  


60  200.269,63 € 130.457,76 € 211.061,85 € 


65 259.534,53 € 245.330,11 € 237.983,41 €  


73 10.406,94 € 5.311,12 € 5.311,12 € 


Summe: 975.862,60 € 877.732,96 € 994.767,71 € 


 


Im Jahr 2010 konnten 98.129,64 € dem Haushalt auf der Einnahmeseite wieder zugeordnet werden. 


Im Zeitraum 01.01.2011 bis 30.06.2011 (Zeit mit vorläufiger Haushaltsführung) wurden 117.034,75 €  
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dem Verwahrkonto zugeführt. 


 


PF 29/10 - St 


Es ist festzustellen, dass sich am 31.12.2010 auf dem Verwahrkonto Beträge aus den Jahren ab 


1993 befanden, die bisher dem Haushalt nicht zugeführt wurden. 


Die Einnahmen des Verwahrgeldkontos zeigten am 31.12.2010 folgenden Entwicklungsstand: 


 


Amt 1993 -1994 1995 - 1999 2000 - 2004 2005 - 2009 2010 Gesamt 


10    21,70  21,70 


20  55.516,78   2.000,00 57.516,78 


201/203 14.843,01 37.838,51 45.173,10 329.268,30 2.270,31 429.393,23 


323    100,00 395,00 495,00 


40     9.207,26 9.207,26 


60   14.415,46 49.740,31 66.301,99 130.457,76 


65  3.104,34 195.214,08 36.264,95 10.746,74 245.330,11 


73  264,06 943,69 4.103,37  5.311,12 


Gesamt 14.843,01 96.723,69 255.746,33 419.498,63 90.921,30 877.732,96 


 


PF 30/10 - St 


Es ist festzustellen, dass die Erläuterung des Verwahrgeldbetrages von 55.516,78 € aus 


Zinseinnahmen für Grundstücksverkaufserlöse nicht nachvollziehbar ist. 


Eine tiefenmässige Prüfung ergab, dass die Zinseinnahmen für Grundstücksverkaufserlöse in Höhe 


von 55.516,78 € bereits 1999 im Verwahrgeld vereinnahmt wurden. Da sich in der Verwahrgeldstelle 


99999.02010 aus dem Zeitraum vor 1999 jedoch nur noch Grundstücksverkaufserlöse in Höhe von 


46.204,88 € befinden, ist davon auszugehen, dass eine teilweise Zuführung an den Haushalt möglich  


ist. Der vollständige Verbleib auf dem Verwahrkonto wäre nur bei einer erfolgten jährlichen Verzinsung 


mit 34 % gerechtfertigt. Tatsächlich sind in der Vergangenheit Geldanlagen mit einer Verzinsung über 


5 % sicherlich nicht möglich gewesen. Bei einem Zinssatz von 5 % betrug der Zinsertrag 8.159,35 €. 


Dem Haushalt könnten demnach mindestens 47.000 € zufließen.  


In den Erläuterungen der Verwahrgeldbeträge über 10.000 € ist die Aussage zum Verwahrgeldkonto 


99999.02010, dass die Zinseinnahmen in dieser Höhe im Verwahr vorgehalten werden müssen, nicht 


nachvollziehbar. 
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4. Eigenbetrieb Städtisches Pflegeheim  


PF 31/10 


Die Festlegung des § 18 Abs. 2 EigBG, wonach Jahresabschluss und Lagebericht innerhalb 


von sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und dem Oberbürgermeister 


vorzulegen sind, wurde für das Geschäftsjahr 2010 erfüllt.  


Gemäß § 18 Abs. 1 EigBG hat die Betriebsleitung für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres einen 


Jahresabschluss und einen Lagebericht aufzustellen, welcher nach § 18 Abs. 2 EigBG spätestens bis 


zum 30. Juni des auf das Wirtschaftsjahr folgenden Jahres dem Oberbürgermeister vorzulegen ist. 


Dieser Jahresabschluss ist bis zum 30. September durch den beauftragten Wirtschaftsprüfer und das 


Rechnungsprüfungsamt zu prüfen. Bei der Beauftragung des Wirtschaftsprüfers folgte das 


Rechnungsprüfungsamt der Vorgabe des Heimausschusses. 


Am 23.06.2011 wurde dem RPA der Prüfbericht zum Jahresabschluss des Eigenbetriebes 


„Städtisches Pflegeheim Am Lutzepark“ vorgelegt, welcher durch das mit der Prüfung beauftragte in 


Magdeburg ansässige Büro des Wirtschaftsprüfers Dr. Klemm am 28.04.2011 erstellt wurde. Durch 


den Wirtschaftsprüfer wurde festgestellt, dass Buchführung und Jahresabschluss 2010 den 


gesetzlichen Vorschriften und der Betriebssatzung entsprechen. Es wurde bestätigt, dass der 


Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den 


tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragssituation des 


Unternehmens vermittelt und der Lagebericht im Einklang mit dem Jahresabschluss steht. Die 


wirtschaftlichen Verhältnisse gaben keinen Anlass zu wesentlichen Beanstandungen. Das 


Rechnungsprüfungsamt erstellte am 27.06.2011 in Anlehnung an den Inhalt des durch den 


Wirtschaftsprüfer dargestellten Ergebnisses den entsprechenden Feststellungsvermerk. 


Seit der Gründung am 01.01.1996 stellt sich die Ertragslage des Eigenbetriebes wie folgt dar: 


Ertragslage 
Eigenbetrieb Pflegeheim  (in T€)


-442,8


53,4


-52,3-52,9-73,1
38,47,12,1


119,5
104,410,382,124,3


-962,9


-35,9


1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010
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5. Vergabeprüfung 


5.1. Umfang der Vergabeprüfung 


Durch das RPA wurden im Jahre 2010 neben den Zeitverträgen insgesamt 320 Vergaben und 119  


Nachträge registriert und ab einer Auftragssumme von 5.000 € geprüft. Diese gliederten sich wie folgt: 


Bereich Anzahl Nachträge 
Auftragsvolumen 


(einger. incl. NT ) 


Auftragsvolumen 


(abgerechnet) 


        (Stand:14.06.2011) 


VOB 148 106 5.298.040,88 € 3.634.275,54 € 


VOL 102 9 1.220.758,44 € 455.237,77 € 


VOF 70 4 964.101,31 € 730.858,94 € 


Gesamt 320  119 7.482.900,63 € 4.820.372,25 € 


 


Die folgenden Abbildungen zeigen, wie sich Anzahl und Auftragsvolumen im Vergleich zu den 


Vorjahren veränderten: 


Anzahl der Vergaben nach Jahren
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Anzahl und Umfang der Vergaben nach Ämtern stellten sich im Haushaltsjahr 2010 im Vergleich zu 


den Vorjahren wie folgt dar:  


  2006 2007 2008 2009 2010 


  23 24 38 42 31 


Hauptamt 553.624,13 € 168.715,95 € 1.587.505,68 € 190.940,72 € 488.251,55 € 


  0 0 0 0 0 


Kämmerei 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 


  0 0 0 1 0 


Kasse       1.626,66 € 0,00 € 


  13 14 9 13 9 


Ordnungsamt 91.686,26 € 67.176,25 € 46.284,61 € 402.891,69 € 175.924,95 € 


  23 24 26 33 10 


Schulamt 44.856,50 € 67.391,61 € 50.946,09 € 53.987,85 € 18.561,34 € 


Bauverwal- 13 7 5 9 4 


tungsamt 203.713,71 € 25.344,43 € 15.874,40 € 46.933,57 € 44.826,20 € 


  13 15 15 18 14 


Planungsabt. 60.399,06 € 56.425,72 € 48.898,16 € 91.414,93 € 82.537,39 € 


Bauordnungs- 0,00 2 1 1 0 


amt 0,00 € 6.469,78 € 4.343,50 € 6.933,60 € 0,00 € 


Hoch- und 101 99 101 91 186 


Tiefbauamt 1.959.919,20 € 1.499.506,25 € 2.399.721,72 € 2.466.177,42 € 5.595.911,41 € 


  61 59 69 77 66 


Umweltamt 436.778,55 € 870.923,15 € 847.761,63 € 1.069.661,60 € 615.852,14 € 


Eigenbetrieb 4 0 1 0 0 


Pflegeheim 130.376,00 € 0,00 € 7.783,21 € 0,00 € 0,00 € 


  251 244 265 285 320 


Gesamt 3.481.353,41 € 2.761.953,14 € 5.009.119,00 € 4.330.568,04 € 7.021.864,98 € 


 







35 


Stadt Köthen (Anhalt) 


Rechnungsprüfungsamt 


Prüfbericht zur Jahresrechnung 2010 


 


KÖT_2010 


5.2. Allgemeine Betrachtungen zu den Vergaben 2010 


In den nachfolgenden Tabellen sind die dem RPA angezeigten Vergaben wert- und zahlenmäßig 


dargestellt. 


5.2.1. Vergaben im VOB-Bereich  


(ohne Nachträge) 


  
öffentlich 


-in €- 
-Anzahl- 


beschränkt 
-in €- 


-Anzahl- 


freihändig 
-in €- 


-Anzahl- 


Gesamt 
-in €- 


-Anzahl- 


Stadt Köthen 
(Anhalt) 


  
973.184,17        


15 
420.053,98   


61                             
1.393.238,15                                                                                       


76 


Landkreis ABI   
284.898,98     


7 
102.191,06                                                                                                       


14 
387.090,04 


21 


Neue Bundesländer   
2.894.553,91                                                                                                                                                                                                    


26 
225.604,34                                                                                                                                                                                                  


24 
3.120.158,25 


50 


Alte Bundesländer     
592,62          


1 
592,62 


1 


Gesamt   
4.152.637,06                                


48 
748.442,00 


100 
4.901.079,06 


148 


 


5.2.2. Vergaben im VOL - Bereich 


(ohne Nachträge) 


  
öffentlich 


-in €- 
-Anzahl- 


beschränkt 
-in €- 


-Anzahl- 


freihändig 
-in €- 


-Anzahl- 


Gesamt 
-in €- 


-Anzahl- 


Stadt Köthen 
(Anhalt) 


  
76.884,51                                                                                                                                                                                           


2 
124.493,17                                                


22 
201.377,68                                                                                                        


24 


Landkreis ABI                                                                                                                                                      
       


24.650,27                                                                                                         
4 


24.650,27 
4 


Neue Bundesländer 434.692,26    
5 


36.970,47                                                                                                                                                                                                    
1 


308.576,25                                       
50 


780.238,98 
56 


Alte Bundesländer     
161.405,67                                   


17 
161.405,67 


17 


Europa     
748,63                        


1 
748,63               


1 


Gesamt 434.692,26      
5 


113.854,98                                                                                                                                                                                                  
3 


619.873,99 
94 


1.168.421,23 
102 
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5.2.3. Vergaben im VOF- Bereich 


(ohne Nachträge) 


 


  


öffentlich 
-in €- 


-Anzahl- 


beschränkt 
-in €- 


-Anzahl- 


freihändig 
-in €- 


-Anzahl- 


Gesamt 
-in €- 


-Anzahl- 


Stadt Köthen 
(Anhalt) 


    
740.870,19                                                                                                                                                                                                  


35 
740.870,19                                       


35 


Landkreis ABI                                                                                    
5.295,50                                                                                                                                  


2 
5.295,50                                                                                                                                                                                        


2 


Neue Bundesländer     
198.008,53   


31 
198.008,53   


31 


Alte Bundesländer     
8.190,47                                                                                                                                                    


2 
8.190,47                                                                                                                                                                                                     


2 


Gesamt                                                                                                                                                                                                         
952.364,69                                                                                                                                                                                                   


70 
952.364,69                                      


70 


 


5.2.4. Vergabeaktivitäten nach Monaten 
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5.3. Abrechnung von Vergaben 


Bereits in den Berichten zur Jahresrechnung 2006, 2007, 2008 und 2009 wurden die aus den 


Vorjahren noch nicht abgerechneten Vergaben in einer Liste zusammengestellt. 


Am 01.08. 2010 war folgender Stand zu verzeichnen: 


Jahr Anzahl 
abgerechnet 
oder noch 
nicht fällig 


noch offen 


2008 265 264 1 


2009 285 282 3 


2010 320 306 14 


Gesamt     18 


 


Die Liste mit den noch nicht abgerechneten Vergaben ist dem Prüfbericht am Ende beigefügt. 


 


5.4. Prüfung von Vergaben 


PF 32/10 -St 


Es ist zu beanstanden, dass die Vergabe der Erstellung von Flucht- und Rettungsplänen für 


das Rathaus nicht angezeigt wurde und damit gegen die Dienstanweisung der Stadt Köthen 


(Anhalt) über die Vergabe von Lieferungen und Leistungen (Vergabe- und 


Beschaffungsordnung) verstoßen wurde. 


Entsprechend Punkt 16.2 der Dienstanweisung der Stadt Köthen (Anhalt) über die Vergabe von 


Lieferungen und Leistungen (Vergabe- und Beschaffungsordnung) ist das RPA über Aufträge ab 


einem Wert von 500 € vor der Vergabe der Leistung zu informieren. 


Im Rahmen der VISA-Kontrolle wurde dem RPA am 17.03.2011 eine Rechnung für im Jahr 2010 


erbrachte Leistungen zur Erstellung von Flucht- und Rettungsplänen für das Rathaus vorgelegt. Es ist 


zu beanstanden, dass die Vergabe dieser Leistung dem RPA nicht angezeigt und damit gegen die 


Vergabe- und Beschaffungsordnung der Stadt Köthen verstoßen wurde. 


 


6. VISA–Kontrolle 


Die VISA-Kontrolle beschränkte sich im Jahr 2010 auf die förmliche Richtigkeit. Dabei wurde 


schwerpunktmäßig darauf geachtet, ob die Zahlungsanordnungen gemäß § 7 GemKVO LSA  


- den anzunehmenden oder auszuzahlenden Betrag enthalten, 


- den Grund der Zahlung angeben, 


- den Zahlungspflichtigen oder Empfangsberechtigten nennen, 


- den Fälligkeitstag enthalten, 


- die Buchungsstelle und das Haushaltsjahr angeben, 
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- die Feststellungsvermerke der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit enthalten, 


- das Anordnungsdatum enthalten und 


- vom Anordnungsbefugten unterschrieben sind. 


Darüber hinaus erfolgt die Prüfung, ob gewährte Skonti und Rabatte beachtet wurden. 


Um großen Zeitaufwand zu vermeiden und die Weiterleitung der Anordnungen an die Kasse nicht zu 


verzögern, war eine vollständige Prüfung nicht in jedem Falle möglich.  


Die Visa–Kontrolle erstreckte sich vorrangig auf die Zahlungsanordnungen des Dezernates 6 und die 


Buchungen im Verwahrgeldkonto und wurde als begleitende Prüfung durchgeführt. 


 


7. Prüfung von Verwendungsnachweisen 


PF 33/10 -St 


Es ist festzustellen, dass entsprechend der für 2009 vorliegenden Endabrechnungen der 


Kostenerstattungen an die Freien Träger die Rückzahlung für den evangelischen 


Grundschulhort (11.614,79 €) noch nicht erfolgt ist und die Rückforderung des 


Überzahlbetrages für die Kindertagesstätte „Spatzennest“ (52.693,64 €) noch nicht 


vorgenommen wurde. Für die Überzahlungen mit einer Gesamtsumme von 64.308,43 € wurden 


keine Annahmeanordnungen erstellt, so dass im Haushalt 2010 keine Sollstellung erfolgen 


konnte. Dies stellt einen Verstoß gegen § 7 Abs. 3 der GemKVO LSA dar. 


In der Stadt Köthen werden die Kindertagesstätten „St. Anna“, „A. Hartmann“, „Guter Hirte“, der 


evangelische Grundschulhort und die integrativen Kindertagesstätten „Buratino“ und „Spatzennest“ 


von Freien Trägern betrieben. 


Die Kostenerstattung für den Betrieb von Kindertagesstätten in freier Trägerschaft ist in einer 


separaten städtischen Richtlinie geregelt, die am 25.02.2010 im Stadtrat beschlossen wurde. 


Gemäß § 6 Ziffer 4 dieser Richtlinie ist von den Freien Trägern bis zum 31.03. des Folgejahres ein 


voraussichtlicher Jahresabschluss für das vergangene Jahr vorzulegen. Die Endabrechnung ist 


jeweils bis zum 01.10. des Folgejahres an die Stadt Köthen (Anhalt) einzureichen. 


Nach § 12 dieser Richtlinie ist für den Fall einer sich aus der Endabrechnung ergebenden 


Überzahlung die bewilligte vorläufige Kostenerstattung in Höhe der Überzahlung durch den 


endgültigen Kostenerstattungsbescheid aufzuheben. Die Überzahlung soll dabei mit dem 


Erstattungsbetrag des laufenden, spätestens des folgenden Kalenderjahres verrechnet werden. 


Die aus der Haushaltsstelle 46450.71820 „Geldleistung für Freie Träger“ im Jahr 2009 gezahlten 


Kostenerstattungen ergaben laut Endabrechnungen für den evangelischen Grundschulhort und die 


Kindertagesstätte „Spatzennest“ Überzahlungen und damit Rückzahlungspflichten gegenüber der 


Stadt in einer Summe von 64.308,43 €  Nach § 7 Abs. 3 der GemKVO LSA sind 


Zahlungsanordnungen unverzüglich zu erteilen, sobald die Verpflichtung zur Leistung, der 


Zahlungspflichtige, der Betrag und die Fälligkeit feststehen. 
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Für den evangelischen Grundschulhort entstand eine Überzahlung in Höhe von 11.614,79 €. Mit 


Bescheid vom 02.12.2010 forderte die Stadt Köthen diesen Betrag von der Evangelischen Kirche mit 


Terminstellung 31.12.2010 zurück. Obwohl entsprechend Rückforderungsbescheid die Verpflichtung 


zur Leistung bestand, die Evangelische Kirche als Zahlungspflichtige sowie der Betrag und die 


Fälligkeit feststanden, wurde keine Annahmeanordnung für die Haushaltsstelle 46450.16820 


„Erstattungen durch Freie Träger für Kitas in Freier Trägerschaft“ erstellt. Es ist festzustellen, dass 


dies einen Verstoß gegen den § 7 Abs. 3 der GemKVO darstellt. 


Die am 29.09.2010 für die Kindertagesstätte „Spatzennest“ vom Freien Träger eingereichte 


Endabrechnung wurde eine Überzahlung von 52.693,64 €. ermittelt. Hierzu erstellte das zuständige 


Amt erst am 24.03.2011 ein Anhörungsschreiben zum Widerruf der für das Kalenderjahr 2009 


erfolgten Festsetzung mit einer Frist bis zum 31.05.2011. Innerhalb der Anhörungsfrist legte der Freie 


Träger am 16.05.2011 Widerspruch ein, den er mit Sachverhalten begründete. Mit Schreiben vom 


24.06.2011 erklärte die Stadt Köthen ihre Absicht zur Erstellung eines Widerrufsbescheides unter 


Berücksichtigung der dargelegten Sachverhalte. Die Rückforderung des Betrages sowie die 


Ausstellung einer Annahmeanordnung stehen auf Grund des Sachstandes noch aus. 


Es wird empfohlen, nach Widerruf und Neufestsetzung des Kostenerstattungsbescheides die korrekte 


Annahmeanordnung für die HHSt. 46450.16820 unverzüglich zu erstellen. 


 


PF 34/10 -St 


Es ist festzustellen, dass im Jahr 2010 gezahlte Zuschüsse an die Sportvereine Baasdorf und 


Wülknitz nicht abgerechnet wurden und damit gegen den Stadtratsbeschluss zu den 


Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) verstoßen wurde. Eine 


Rücknahme oder ein Widerruf der jeweiligen Bewilligungsbescheide sowie eine Rückzahlung 


der Zuwendung erfolgten nicht. 


Unter dem Aspekt der nachträglichen Prüfung der Verwendung der von der Stadt Köthen (Anhalt) im 


Jahr 2010 gewährten Zuwendungen wurde das zuständige Amt am 23.05.2011 aufgefordert, die 


Abrechnungsunterlagen zu folgenden Zuschüssen dem RPA zu übergeben: 


HHst.  Bezeichnung   Höhe des Zuschusses 
55000.71800  Geldleistung für Sportverbände und Vereine in Merzien   3.000 € 


55000.71802  Geldleistung an Sportverein Baasdorf     2.100 € 


55000.71805  Geldleistung an Sportverein Wülknitz     1.000 € 


56000.98810  Ersatzbeschaffung eines Rasentraktors f. Sportplatz Merzien  4.615 € 


56000.98820  Ballfanganlagen für SV „Blau-Weiß“ Baasdorf    6.500 € 


 


Nach Punkt 4.7.1 der Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen 


(Anhalt) ist die Verwendung der Zuwendung binnen drei Monaten nach Fertigstellung der Maßnahme 


bzw. bei institutioneller Förderung binnen sechs Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres 


nachzuweisen. Wird der Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf der Haushaltsjahres der Bewilligung 
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erfüllt, ist binnen vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr erhaltenen 


Beträge ein Zwischennachweis zu führen. 


Entsprechend Punkt 4.6.1 der Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt 


Köthen (Anhalt) kann die Bewilligung unter der Voraussetzung der §§ 1 VwVfG LSA und 48, 49 a 


VwVfG zurückgenommen werden. 


Die Prüfung ergab, dass die Geldleistung an Sportverbände und Vereine in Merzien in Höhe von 


3.000 € sowie der investive Zuschuss für die Ersatzbeschaffung eines Rasentraktors für den 


Sportplatz in Merzien in Höhe von 4.615 € abgerechnet wurden. 


Für die an die Sportvereine in Baasdorf und Wülknitz gezahlten Geldleistungen wurden keine 


Verwendungsnachweise vorgelegt. Die im Punkt 4.7.1 der Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für 


Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) wurden nicht eingehalten. 


Der Zuschuss in Höhe von 6.500 € für die Ballfanganlagen des SV „Blau-Weiß“ Baasdorf wurde am 


03.06.2010 bewilligt. Die Auszahlung sollte erst nach Vorlage des Verwendungsnachweis für den im 


Jahr 2009 zur Durchführung des Sportfestes ausgezahlten Zuschuss in Höhe von 2.100 € erfolgen. 


Die Prüfung ergab, dass trotz Nichtvorlage der Abrechnung des Sportfestzuschusses aus dem Jahr 


2009 der investive Zuschuss für die Ballfanganlagen in zwei Raten mit den Fälligkeiten 02.08.2010 


und 20.12.2010 ausgezahlt wurde. Ein Nachweis der Verwendung erfolgte nicht. Damit wurde gegen 


die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) verstoßen. 


Eine Rücknahme oder einem Widerruf der Bewilligungsbescheide im Sinne der §§ 1 VwVfG LSA und 


48, 49 a VwVfG erfolgte nicht. 


 


PF 35/10 


Es ist festzustellen, dass für im Jahr 2010 an Dritte gezahlte Zuwendungen der Stadt kein 


Nachweis erfolgte, weil im Jahr 2006 für die Dauer von 5 Jahren eine vertragliche Festsetzung 


von jährlichen Bewirtschaftungskostenpauschalen vorgenommen wurde. Da die Mehrzahl der 


Verträge im Jahr 2011 endet, wird empfohlen, die an die Sportvereine pauschal ausgereichten 


Bewirtschaftungskostenzuschüsse von insgesamt 291.500 € nach Abrechnung der letzten 5 


Jahre auf den Prüfstand zu stellen. 


Am 23.05.2011 wurde das Fachamt aufgefordert, die Abrechnungsunterlagen zu folgenden 


Zuschüssen dem RPA zu übergeben: 


HHst.  Bezeichnung   Höhe des Zuschusses 
56000.71800  Bewirtschaftungskostenzuschuss FC Eintracht   23.400 € 


56000.71806  Bewirtschaftungskostenzuschuss Rot-Weiß Elsdorf   6.000 € 


56000.71810  Bewirtschaftungskostenzuschuss Köthener SV 09  60.900 € 


56000.71820  Bewirtschaftungskostenzuschuss CHC 02   32.400 € 


56000.71830  Bewirtschaftungskostenzuschuss CFC Germania Stadion 67.100 € 


56000.71840  Bewirtschaftungskostenzuschuss 1. Köth. Tennisclub e. V. 12.300 € 
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56000.71850  Bewirtschaftungskostenzuschuss HG 85   81.700 € 


56000.71860  Bewirtschaftungskostenzuschuss PSV 05     7.700 € 


              291.500 € 


Die Zahlung von pauschalen Bewirtschaftungskostenzuschüssen an die Sportvereine FC Eintracht, 


Rot-Weiß Elsdorf, CHC 02, CFC Germania, 1. Köthener Tennisclub e. V., HG 85 und PSV Porst sind 


Bestandteil der im Jahr 2006 für einen Zeitraum von 5 Jahren abgeschlossenen Pachtverträge. Mit 


dem im Jahr 2009 als Nachfolger des VfL neu gegründeten Köthener Sportverein wurde im Jahr 2009 


ein neuer Pachtvertrag bis 2014 abgeschlossen. Für das Jahr 2010 wurden keine 


Abrechnungsunterlagen zu den Bewirtschaftungskostenzuschüssen vorgelegt. Da die Verträge mit 


den Sportvereinen FC Eintracht, Rot-Weiß Elsdorf, CHC 02, CFC Germania, 1. Köthener Tennisclub 


e. V., HG 85 und PSV Porst im Jahr 2011 enden, muss jedoch die Abrechnung der letzten 5 Jahre 


wegen eventueller Neufestsetzung der Pauschalen im Jahr 2011 erfolgen. Aufgrund der prekären 


städtischen Haushaltssituation wird empfohlen, die an die Sportvereine pauschal ausgereichten 


Bewirtschaftungskostenzuschüsse von insgesamt 291.500 € hinsichtlich der tatsächlichen Kosten auf 


den Prüfstand zu stellen. 


 


PF 36/10 


Es ist festzustellen, dass der an die Köthener Karnevalsgesellschaft 1954 e. V. gewährte 


Zuschuss in Höhe von 20.000 € zweckentsprechend eingesetzt wurde. 


Im Haushaltsplan wurde für den Verein „Köthener Karnevalsgesellschaft 1954 e. V.“ in der 


Haushaltsstelle 34000.71840 zur Durchführung des Stadtfestes ein Festbetragszuschuss in Höhe von 


20.000 € eingestellt. Da für das Jahr 2009 die Abrechnung termingemäß vorgelegt und durch das 


Fachamt keine Beanstandungen festgestellt wurden, erfolgte am 17.05.2010 die Bewilligung des 


Festbetragszuschusses. Da die Ausrichtung des 18. Köthener Kuhfestes 2010 nicht vom eigentlichen 


Vereinszweck der 1. Köthener Karnevalsgesellschaft erfasst wird, wurde der Verein im 


Zuwendungsbescheid einerseits vom Punkt 1.3 Satz 2 der vom Stadtrat am 20.09.2007 


beschlossenen Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) befreit. Damit 


wurden eine gewerbliche Tätigkeit des Vereins und eine grundsätzliche Gewinnerzielung nicht 


ausgeschlossen. Andrerseits erfolgte zwecks erforderlicher Vorbereitungsmaßnahmen für 


Organisation und Durchführung des Festes die Befreiung von dem in den Bewilligungsbedingungen 


im Punkt 2.1.3 geregelten Ausschluss des vorzeitigen Maßnahmebeginns. Nach erfolgtem 


Rechtsbehelfsverzicht wurde der Zuschuss am 25.05.2010 abgerufen und zum Fälligkeitsdatum 


02.06.2010 ausgezahlt. Auf der Grundlage eines am 25.05.2010 mit der „Agentur b Events & 


Werbung GbR“ und „ABC Catering GmbH“ abgeschlossenen Vertrages erfolgte die vereinbarte 


Vergütung grundsätzlich gegen Rechnungslegung und per Überweisung. An die „Agentur b Events & 


Werbung GbR“ wurden eine Abschlags- und eine Restzahlung von insgesamt 14.000 € und an die 


„ABC Catering GmbH“ eine Zahlung von 6.000 € vorgenommen. Unter Beachtung der zum 


Stadtfestzuschuss gefassten Beschlüsse des Stadtrates hinsichtlich der Gewährleistung der 
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Eintrittsfreiheit für die Tagesveranstaltungen im Rahmen des Stadtfestes einschließlich des 


vorgehenden Seniorentages am 10.06.2010 für das Publikum und der Erhebung von erheblich unter 


dem marktüblichen Niveau gehaltenen Eintrittspreise für die Abendveranstaltungen am 11.06. und 


12.06.2010 wurden im Verwendungsnachweis des Vereins die Kosten der eintrittsfreien und 


eintrittsermäßigten Veranstaltungen den Gesamteinnahmen gegenübergestellt. Dabei konnte der 


Einsatz des städtischen Zuschusses in voller Höhe nachgewiesen werden. 


 


PF 37/10 


Es ist festzustellen, dass die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der 


Stadt Köthen (Anhalt) im Jahr 2010 hinsichtlich Bewilligung, Auszahlungstermin, 


Nachweisführung und zweckentsprechender Verwendung nicht eingehalten wurden. 


Die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen gelten unter anderem für die Gewährung von Pro-Kopf-


Zuwendungen entsprechend der Gebietsänderungs- und Eingemeindungsverträge. Das bedeutet, 


dass lt. Pkt. 4 der Bewilligungsbedingungen das Förderverfahren einzuhalten ist. Danach können 


Ausgaben nur auf der Grundlage eines schriftlichen Antrages unter Vorlage eines 


Finanzierungsplanes (Projektförderung) bzw. eines Haushalts- oder Wirtschaftsplanes (institutionelle 


Förderung) und eines Zuwendungsbescheides erfolgen. 


Die stichprobenartige Prüfung des Bewilligungsverfahrens zur Gewährung der Pro-Kopf-Pauschalen 


entsprechend der Gebietsänderungs- und Eingemeindungsverträge ergab folgende Feststellungen 


und Beanstandungen: 


Ortschaft Baasdorf Haushaltsstelle Bezeichnung Feststellung/Beanstandung   


  00000.66012 Verfügungsmittel Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


    Ortsbürgermeister plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet; die Mittel beider HHst. wurden ohne 


  13000.71801 Zuschuss FFw 
überplanm. Bereitstellung f. die FFw verwendet; 
(siehe PF 23/10) 


 


Ortschaft Dohndorf Haushaltsstelle Bezeichnung Feststellung/Beanstandung   


  13000.71803 Zuschuss FFw Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


      plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet     


  34000.71803 Zuschuss kulturelle  Verwendungsnachweis ist hinsichtlich der  


    Veranstaltungen 
Angabe d. Einnahmen u. Ausgaben 
unvollständig 
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Ortschaft Arensdorf Haushaltsstelle Bezeichnung Feststellung/Beanstandung   


  00000.66011 Verfügungsmittel Orts Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


    bürgermeister plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet     


  13000.71801 Zuschuss FFw Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


      plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet     


  34000.71801 Zuschuss kulturelle  Für eine Summe v.  2.223,52 €  erfolgte die 


    Veranstaltungen Auszahlung ohne Antrag m. Finanzierungsplan  


      u. ohne Bewilligungsbescheid;   


      Verwendung der Mittel nicht für Kultur, sondern 


      für Speisen, für Preise der Tombola des 


      Dorffestes u. für Getränke zum Tag der 


      offenen Tür der FFw; Einnahmen aus dem  


      Verkauf der Tombolalose u. dem Verkauf der 


      Speisen und Getränke sind nicht aufgeführt 


 


 


 


 


Ortschaft Merzien Haushaltsstelle Bezeichnung Feststellung/Beanstandung   


  00000.66010 Verfügungsmittel Orts Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


    bürgermeister plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet     


  13000.71810 Zuschuss FFw Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


      plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet     


  34000.60000 Kulturveranstaltungen für 9.269,22 € wurde das Verfahren (Antrag 


       m. Finanzierungsplan, Erstellung Zuwendungs- 


      bescheid) nicht beachtet;   


      Begründung für vorzeitigen Maßnahme- 


      beginn (350 €) fehlt;   


      Blumen für Jubilare sollten aus HHst. 


      00000.63004 finanziert werden (Grundsatz der 


      Haushaltswahrheit und -klarheit) 


  47000.71800 Zuschuss an Förder- keine vollständige Erfassung der Einnahmen,  


    verein Eigenmittel und Ausgaben   


  58000.71800 Zuschuss an Garten- Verwendungsnachweis fehlt   


    sparte       


 







44 


Stadt Köthen (Anhalt) 


Rechnungsprüfungsamt 


Prüfbericht zur Jahresrechnung 2010 


 


KÖT_2010 


 


Ortschaft Löbnitz Haushaltsstelle Bezeichnung Feststellung/Beanstandung   


a. d. Linde 13000.71804 Zuschuss FFw Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


      plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet     


  34000.71804 Zuschuss kulturelle  Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


    Veranstaltungen plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet; Einnahmen aus Verkauf von Speisen  


      sind dem städt. Haushalt nicht zugeführt; 


      Einnahmen aus Eintrittsgeldern sind dem städt. 


      Haushalt nicht vollständig zugeführt worden  


      (siehe PF 20/10)   


 


 


Ortschaft Wülknitz Haushaltsstelle Bezeichnung Feststellung/Beanstandung   


  13000.71805 Zuschuss FFw Bewilligungsverfahren (Antrag m. Finanzierungs- 


      plan, Erstellung Zuwendungsbescheid) nicht 


      beachtet;     


  34000.71804 Zuschuss kulturelle  
keine vollständige Ausweisung der Einnahmen 
u.   


    Veranstaltungen Ausgaben im Verwendungsnachweis; 


      Der "Kulturscheune e. V."  erhielt entspr. Antrag 


      eine Zuwendung für das Erntedankfest am  


      25.09.10; abgerechnet wird im Verwendungs- 


      nachweis das Hoffest v. 28.08.10; zweck- 


      widrige Verwendung liegt vor.   


      Empfehlung: Anwendung Pkt. 4.6.1g) der 


      Bewilligungsbestimmungen   


 


 


8. Finanzlage der Stadt 


8.1. Vermögen 


8.1.1. Vermögensübersicht 


PF 40/10 


Es ist festzustellen, dass dem RPA bis zum Abschluss der Prüfung der Jahresrechnung die 


Jahresabschlüsse 2010 der Unternehmen Bach–GmbH, Wirtschaftsfördergesellschaft, 


Köthener Kultur und Marketing GmbH sowie des Abwasserverbandes noch nicht vorgelegt 


wurden. Eine Übersicht über den tatsächlichen Stand des Einlagekapitals konnte deshalb nicht 


gegeben werden. 


Entsprechend § 40 Abs. 2 und § 44 Abs. 1 GemHVO LSA hat die Verwaltung eine 


Vermögensübersicht zur Jahresrechnung 2010 erstellt, in welcher der Stand des Vermögens mit dem 


Einlagewert dargestellt ist. 
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Im Sinne des § 264 Abs. 1 HGB besteht für Kapitalgesellschaften die Pflicht, spätestens bis 30.06. 


einen Jahresabschluss für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen. Bis zur Fertigstellung des 


Prüfberichtes lagen dem RPA nur die Jahresabschlüsse für die WGK, die Palm Springs GmbH, die 


MIDEWA, den Zweckverband „Um die Dorfstätte“ und für den Eigenbetrieb Pflegeheim vor. Die 


Jahresabschlüsse der Wirtschaftsfördergesellschaft, der Bach-GmbH, der Köthener Kultur und 


Marketing GmbH und des Abwasserverbandes wurden bisher nicht vorgelegt. 


 


8.1.2 Rücklagen 


In der Vermögensübersicht (Punkt 2.2, Seite 25 des Berichtes zur Jahresrechnung) ist dargestellt, 


dass die Allgemeine Rücklage als Geldanlage nicht mehr vorhanden ist. 


 


8.2. Schulden 


8.2.1. Schuldenübersicht 


Gemäß § 40 Abs. 2 Ziffer 2 GemHVO hat die Verwaltung eine Übersicht über die Schulden unter 


Verwendung des Musters 18 zu § 44 Abs. 2 GemHVO erstellt. 


 


Die Ausgaben für den Schuldendienst betrugen im Haushaltsjahr 2010:  


 Zinsen                                        1.600.697,90 € 


 Zinsen für Kassenkredite          64.360,41 € 


 Tilgung insgesamt     862.838,71 € 


   2.648.498,82 €  
Am Ende des Haushaltsjahres 2010 betrug der Schuldenstand 34.261.920,28 €, was einer Pro-Kopf-


Verschuldung der Stadt (28.086 Einwohner am 31.12.2010) von 1.219,89 € je Einwohner entspricht. 


 


 


Stand der Pro-Kopf-Verschuldung
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8.2.2. Kassenkredite 


Die beiden folgenden Diagramme zeigen die Entwicklung der Summe der aufgenommenen 


Kassenkredite und der dafür angefallenen Zinsen. 


Im Vergleich zum Jahr 2009 konnte im Jahr 2010 eine Senkung der Jahressumme der Kassenkredite 


auf 85,0 Mio € (auf 95,4 %) erreicht werden. 


 


Kassenkredite
in Mio €   
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Da das Zinsniveau 2010 weiter gesunken ist, konnten die Ausgaben für Zinsen für Kassenkredite auf 


64.360,41 €, d. h. auf 67,52 % gesenkt werden. 


 


Im Jahr 2009 lagen die Zinsen für Kassenkredite zwischen 0,58 % p.a. und 3,10 % p.a. Im Jahr 2010 


lag die Zinsspanne zwischen 0,46 % p.a. und 1,15 % p.a.  
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Das folgende Diagramm zeigt, dass im Haushaltsjahr 2010 im Tagesdurchschnitt ein Kassenkredit in 


Höhe von 10.783.561,64 €  benötigt wurde. Der Maximalbetrag lag 2010 bei 13.400.000,00 € und 


musste an 10 Kalendertagen vorgehalten werden. 


Im Jahr 2009 wurde tagessdurchschnittlich ein Kassenkredit von 7.872.465,75 € in Anspruch 


genommen; Maximalbetrag lag an 9 Kalendertagen bei 9.600.000,00 €. 


 


5,00 €


5,50 €


6,00 €


6,50 €


7,00 €


7,50 €


8,00 €


8,50 €


9,00 €


9,50 €


10,00 €


10,50 €


11,00 €


11,50 €


12,00 €


12,50 €


13,00 €


13,50 €


14,00 €


0
1
.0
1
.


1
1
.0
1
.


2
1
.0
1
.


3
1
.0
1
.


1
0
.0
2
.


2
0
.0
2
.


0
2
.0
3
.


1
2
.0
3
.


2
2
.0
3
.


0
1
.0
4
.


1
1
.0
4
.


2
1
.0
4
.


0
1
.0
5
.


1
1
.0
5
.


2
1
.0
5
.


3
1
.0
5
.


1
0
.0
6
.


2
0
.0
6
.


3
0
.0
6
.


1
0
.0
7
.


2
0
.0
7
.


3
0
.0
7
.


0
9
.0
8
.


1
9
.0
8
.


2
9
.0
8
.


0
8
.0
9
.


1
8
.0
9
.


2
8
.0
9
.


0
8
.1
0
.


1
8
.1
0
.


2
8
.1
0
.


0
7
.1
1
.


1
7
.1
1
.


2
7
.1
1
.


0
7
.1
2
.


1
7
.1
2
.


2
7
.1
2
.


M
il


li
o


n
e
n


2010 2009
 


9. Grundstücksverkaufserlöse 


Im Jahr 2010 ist bei prekärer Haushaltslage der Stadt eine negative Tendenz der Erlöse aus 


Grundstücksverkäufen aufgetreten. 


Grundstücksverkaufserlöse in €
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10. Schlussbemerkungen 


Die im vorliegenden Bericht angeführten §§ der GO LSA beziehen sich auf die bis Ende 2006 gültige 


Fassung, die §§ der GemHVO und der GemKVO auf die noch bis zur Einführung der Doppik gültige 


alte Fassung. 


Die Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2010 der Stadt Köthen (Anhalt) wurde durch das RPA auf 


der Grundlage der §§ 108 und 130 GO LSA geprüft. Die Vollständigkeit der Jahresrechnung 


entsprechend den §§ 40 – 44 GemHVO konnte festgestellt werden. Der vorliegende Schlussbericht ist 


ein Querschnitt der wesentlichsten Prüfungsfeststellungen zum Haushaltsjahr 2010. 


Die bei der Prüfung getroffenen Feststellungen wurden optisch hervorgehoben. Sie sind fortlaufend 


nummeriert und dienen der Verwaltung zur organisatorischen Unterstützung für die Bearbeitung der 


Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Prüfbericht, die nach Maßgabe des § 108 Abs. 2 GO 


LSA beizubringen ist.  


In dem vorliegenden Bericht sind die Prüfungsfeststellungen, zu denen das RPA eine Stellungnahme 


der Verwaltung für erforderlich hält, mit dem Zusatz „St“ gekennzeichnet. Das schließt jedoch nicht 


aus, dass auch auf nicht gesondert gekennzeichnete Sachverhalte eingegangen wird.  


Die Anzahl der Prüfungsfeststellungen kann nicht als Maßstab für die Qualität des 


Verwaltungshandelns herangezogen werden, da sich, wie bereits an anderer Stelle erwähnt, die 


Prüfungshandlungen aus zeitlichen Gründen nur auf Stichproben beschränken können. Die 


Prüfungsfeststellungen und die dazu gegebenen erläuternden Hinweise bzw. die 


Sachverhaltsdarstellungen sind dahingehend zu beachten, dass durch Einleitung geeigneter 


Maßnahmen sicherzustellen ist, Verstöße künftig zu vermeiden. 


 
Köthen (Anhalt), den 05.08.2011 Anlage 
  Liste offener Vergabeabrechnungen  
 


 
Amtsleiterin des Rechnungsprüfungsamtes 
 


Verteiler: 


Oberbürgermeister, Amt 20, Amt 14 z. d. A., Stadträte und sachkundige Einwohner, Ordner RPR-Info im Verz. „Alle“ 
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  Anlage zum Prüfbericht zur Jahresrechnung 2010  
     


    Ausstehende Vergabeabrechnungen 2008 - 2010   
Lfd 
Nr. Amt 


Vergabe-
Nr. Gegenstand Abr. Termin 


       


1 61 F2008/020 Groß- und Kleinwülknitz, 24. Änderung Flächennutzungsplan 30.07.2010 


2 65 B2009/066 Rathaus, Trockenbau, Erneuerung Elektro 3.BA, 2.TA 30.04.2010 


3 73 B2009/074 Baumpflanzungen wegen Vandalismus  30.09.2010  


4 61 F2009/059 Besondere Leistung für 24. Änderung des Flächennutzungsplanes 30.07.2010 


5 73 B2010/051 Bachkanal in Köthen, Verdämmung alte Teichleitung 30.11.2010 


6 65 B2010/063 Ratkeschule Köthen, Errichtung einer Sonnenschutzanlage 28.02.2011 


7 65 B2010/067 Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Bodenbelag 28.02.2011 


8 65 B2010/068 Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Maler 28.02.2011 


9 65 B2010/069 Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Estrich 28.02.2011 


10 65 B2010/088 Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Elektro 1 28.02.2011 


11 65 B2010/094 Rathaus Köthen, Reparatur Zeigerbeleuchtung Turmuhr 28.02.2011 


12 73 L2010/077 Amt 73 Umweltamt, Baugrund- und hydrolog. Untersuchung 28.02.2011 


13 65 F2010/032 Ratkeschule Köthen, Sonnenschutzanlage, Planung Elektro 30.11.2010 


14 65 F2010/039 Ratkeschule Köthen, Raumluftuntersuchung 30.11.2010 


15 65 F2010/041 Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Sigeko 28.02.2011 


16 65 F2010/042 Ratkeschule Köthen, Sanierung Fußboden, Gutachten 30.11.2010 


17 65 F2010/052 Ratkeschule Köthen, Voruntersuchung Aufzug 30.11.2010 


18 65 F2010/064 Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Gutachten 2.BA 28.02.2011 


          


     
     
   Abrechnungsstand: 01.08.2011  
 





Anlage zur Sitzungsvorlage
KÖT 2010.pdf
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Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2010

Jahresrechnung 2010

Die Jahresrechnung ist das Gegenstück zum Haushaltsplan. Sie weist nach, inwieweit der Haushaltsplan bei seiner Ausführung eingehalten wurde. Zu dem wird das Ergebnis der Haushaltswirtschaft einschließlich des Standes des Vermögens und der Schulden zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres nachgewiesen. Die Jahresrechnung umfasst den kassenmäßigen Abschluss (SOLL-Einnahmen und -Ausgaben, IST-Einnahmen und -Ausgaben und die Kasseneinnahme- und -ausgabereste) sowie die Haushaltsrechnung.


Bestandteile der Jahresrechnung sind:


- Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 2010,


- der kassenmäßige Abschluss 2010, die Ermittlung des buchmäßigen Kassenbestandes,


- die Übersicht über den Stand der Schulden und der Rücklagen,


- die zum Jahresende bestehenden Haushaltseinnahme- und -ausgabereste,


- die Vermögensübersicht,


- der Anlagennachweis,


- die Gruppierungsübersicht,


- der Rechnungsquerschnitt und


- der Rechenschaftsbericht zur Jahresrechnung.


Der Oberbürgermeister stellt gemäß § 108a Abs. 1 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO LSA) die Vollständigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung fest und legt sie mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes und seiner Stellungnahme zu diesem Bericht innerhalb eines Jahres nach Ende des Haushaltsjahres dem Stadtrat vor.


Der Stadtrat beschließt dann die Jahresrechnung bis spätestens 31.12. des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und entscheidet über die Entlastung des Oberbürgermeisters.


Gemäß § 108a Abs. 1 GO LSA war die Jahresrechnung innerhalb von vier Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufzustellen.


Mit Schreiben vom 29.04.2011 wurde die Jahresrechnung der Stadt Köthen (Anhalt) für das Haushaltsjahr 2010 dem Rechnungsprüfungsamt (RPA) zur Prüfung vorgelegt und damit der gesetzlich vorgeschriebene Termin eingehalten.


Der Bericht zur Prüfung der Jahresrechnung 2010 der Stadt Köthen (Anhalt) datiert vom 05.08.2011 und ist auch zu diesem Datum in der Kämmerei eingegangen.


Dem Stadtrat wird in seiner Sitzung am 15.12.2011 die Jahresrechnung vorgelegt und damit bei Beschlussfassung der gesetzlich vorgeschriebene Termin - bis 31.12. des Folgejahres - eingehalten. 


Von den insgesamt 38 Prüfungsfeststellungen des RPA waren 25 ohne Zusatz und 13 mit der Bitte um Stellungnahme gekennzeichnet. Im Folgenden nimmt die Verwaltung entsprechend der Gliederung des Prüfberichtes Stellung:

2
Haushaltssatzung 2010


2.3.
Einzelfeststellungen zum Haushaltsplan


PF 03/10 (Prüfbericht S. 9)


Es ist festzustellen, dass die bei der Erstellung des Haushaltsplanes in der Verwaltungshaushaltstelle 13000.64000 „Feuerwehrrente“ für den Betrag von 10.000 € zwar ein Übertragungsvermerk angebracht wurde, der aber nicht im Nachtrag erläutert wurde. Damit liegt ein formeller Fehler vor.


Ein Übertragungsvermerk bedeutet, dass die bis zum Jahresende nicht verausgabten Mittel in das neue Jahr übertragen werden können. Die Anbringung und Erläuterung dieses Übertragungsvermerkes wurde durch das zuständige Amt vergessen.  

Zukünftig wird darauf geachtet, dass derartige Beanstandungen nicht mehr vorkommen.

PF 04/10 (Prüfbericht S. 10)

Es ist festzustellen, dass bei der Erstellung des Haushaltsplanes Zweckbindungsvermerke nach § 17 Abs. 1 Satz 3 GemHVO LSA für die Haushaltstellen erklärt wurden, für die kein Haushaltsansatz erfolgte. 


Bei den betreffenden Haushaltsstellen handelt es sich um Spendeneinnahmen von verschiedenen Einrichtungen. Bei Spenden ist die Höhe der Ansätze bei der Haushaltsplanung nicht immer konkret zu bestimmen. Für das Haushaltsjahr 2010 wurden die Einnahmehaushaltsstellen angelegt und mit einem Zweckbindungsvermerk versehen, um im Falle eines Spendeneinganges diese Einnahmen im Haushaltsjahr 2010 ohne aufwendiges außerplanmäßiges Mittelbereitstellungsverfahren zu verausgaben. Die Einnahmen aus Spenden dürfen aufgrund des Zweckbindungsvermerkes nur für entsprechende Ausgaben verwendet werden. Die Anbringung des Vermerkes erfolgte vorsorglich und ist haushaltsrechtlich nicht zu beanstanden.

PF 05/10 (Prüfbericht S. 10-11)


Es ist zu beanstanden, dass zugunsten der Haushaltstellen 35200.58100 „Ergänzung des Bibliothekbestandes“ und 46040.63800 „Veranstaltungen Jugendklub Martinskirche“ Haushaltsvermerke angebracht wurden, die sowohl gegenseitige Deckungsfähigkeit nach § 18 Abs. 2 GemHVO LSA als auch die Zweckbindung nach § 17 Abs. 1 Satz 3 GemHVO LSA unstatthaft verbinden.

Die Feststellung des RPA ist richtig. Ausgabehaushaltsstellen, die sich im Rahmen einer Zweckbindung von Einnahmen nach § 17 GemHVO (Einzeldeckung) befinden, dürfen nicht gleichzeitig für deckungsfähig nach § 18 Abs. 2 GemHVO erklärt werden. Die gesetzliche Regelung wird künftig beachtet.

PF 06/10 (Prüfbericht S. 11-12)


Es ist festzustellen, dass bereits bei der Planung der Zinsen für Kassenkredite mit Bildung der Haushaltstelle gegen die Gliederungs- und Gruppierungsvorschriften der GemHVO LSA verstoßen wurde.


Eine entsprechende Unterscheidung der Zinsen wurde bereits bei der Haushaltsplanung 2010 vorgenommen, d.h. HHst. 91000.80600 (Zinsen am Kreditmarkt – öffentlich-rechtliche Kreditanstalten und 91000.80820 (Zinsen für Kassenkredite - an übrige Bereiche). Die Zinsen an die Kreissparkasse wurden im Haushaltsjahr 2010 fälschlicherweise auf der HHst. 91000.80820 gebucht. Künftig wird darauf geachtet, dass die Einteilung bei der Buchung der Zinsen eingehalten wird. 

3.
Ausführung des Haushaltsplanes 2010

3.1.
Jahresrechnung und Ergebnisse


3.3.1.
Beanstandungen aus dem Vorjahresbericht

PF 07/10 St 

Es ist erneut zu beanstanden, dass der Zuschuss 2008 für die Gartensparte Merzien in Höhe von 500 € nicht abgerechnet wurde.

Die Gartensparte Merzien wurde im Rahmen einer Anhörung angeschrieben und aufgefordert, weitere Rechungen vorzulegen. Dies konnte seitens der Gartensparte nicht erfolgen, da dort keine weiteren Rechungen mehr vorhanden sind. In Auswertung dieses Missstandes ist die weitere Verfahrenweise zum Sachverhalt im und mit dem Ortschaftsrat Merzien abzustimmen. 


PF 09/10 St (Prüfbericht S. 12-13)


Es ist zu beanstanden, dass mit der 3. Überarbeitung der Dienstanweisung über die Stundung, Niederschlagung und den Erlass von Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt) der Widerspruch zwischen der Festlegung, einerseits nur über die befristet niedergeschlagenen Forderungen Listen zu führen, und andererseits der Festlegung, dass ämterweise eine Liste für befristete und eine Liste für unbefristete Niederschlagungen zu führen ist, nicht beseitigt wurde. 


Der Sachverhalt wurde geprüft. Damit es zukünftig keine Missverständnisse mehr gibt, wurde die DA 10-10 entsprechend klarstellend geändert.


PF 12/10 (Prüfbericht S. 14)


Es ist festzustellen, dass zu den Stundungen keine separate Auflistung erfolgt. Es wird empfohlen, im Rahmen eines Forderungsmanagements die Stundungen in Listenform zu führen und dem RPA jährlich die Stundungslisten zur Prüfung vorzulegen. 

Wie bereits in der Stellungnahme zur Jahresrechnung 2009 dargelegt, werden im Rahmen des Jahresabschlusses gestundete Beträge als Kasseneinnahmereste in das neue Haushaltsjahr vorgetragen. Dabei werden die gestundeten Forderungen je Einnahmeart und Haushaltsstelle ermittelt und in den Sollstellungslisten separat ausgewiesen. 


Die Überwachung der gestundeten Beträge erfolgt im HKR - Programm mit Unterstützung der monatlichen maschinellen Mahnläufe. Da die Mahnlisten den Fachämtern vor Versenden der Mahnungen zur Verfügung gestellt werden, können gegebenenfalls Stundungen wegen Zahlungsverzug aufgehoben werden. Ein Bedarf, die Stundungen separat zu erfassen, wird nicht gesehen. 

3.1.2. Haushaltsrechnung

PF 14/10 St (Prüfbericht S. 16) 

Es ist zu beanstanden, dass bei der Haushaltsdurchführung in der Haushaltstelle 79100.60000 „Standortwerbung“ Mittel in Höhe von 5.000 € nicht entsprechend der geplanten Verwendung eingesetzt wurden und damit gegen den Grundsatz der sachlichen Bindung gemäß § 7 Abs. 3 der GemHVO LSA verstoßen wurde. 

Üblicherweise wird die Haushaltstelle 79100.60000 wegen geringerer finanzieller Bedeutung haushaltsrechtlich zulässig zusammengefasst veranschlagt. Im Jahr 2010 wurde die Erstellung eines Faltblattes zur Vermarktung der Stadt Köthen (Anhalt) als Logistikstandort geplant. Aufgrund der noch nicht gegebenen Rahmenbedingungen, wie Flächenangebot und Bau der B6n, wurde diese Planung in die Jahre 2011/2012 verschoben. Von der Absicht, eine Potentialstudie Kreativwirtschaft Köthen zu erstellen, wurde ganz Abstand genommen. Diese Thematik kann in den nächsten 3 Jahren noch einmal aufgegriffen werden. 

Aus der Haushaltsstelle wurden laut RPA Ausgaben geleistet, die nicht zweckentsprechend verwendet wurden. 

Bei den geleisteten Ausgaben der Haushaltsstelle Standortwerbung handelt es sich unter anderem um den Druck eines Taschenstadtplanes für die Stadt Köthen (Anhalt) in Höhe von 1.053,75 €, für die Werbung zur Köthener Gartenschau im April in Höhe von 583,10 € und die Erstellung eines Trailers zur Gartenschau in Höhe 424,95 €, sowie einer Anzeigenschaltung im aktuellen Reiseführer „Straße der Romanik“ von 517,65 € und um die Anzeigenerstellung und Firmenpräsentation am Bahnhofsvorplatz bzw. Busbahnhof in Höhe von 1.183,69 €.

Da es sich bei den 2010 aus der Haushaltsstelle geleisteten Ausgaben um Standortwerbungen für die Stadt Köthen (Anhalt) handelt, sind diese Ausgaben nicht zweckwidrig eingesetzt worden. Ein haushaltsrechtlicher Verstoß liegt nicht vor.

3.3. Über- und außerplanmäßige Ausgaben

PF 16/10 St (Prüfbericht S.19-20)

Es ist zu beanstanden, dass für Umsatzsteuerzahllasten der Betriebe gewerblicher Art überplanmäßige Ausgaben in unkorrekt ermittelter Höhe veranlasst wurden, obwohl das RPA Bedenken wegen rechnerisch unkorrekter Ermittlung der Zahllast hatte. 

Wie der Prüffeststellung zu entnehmen ist, ist die Umsatzsteuer in einer Jahreserklärung, welche bis spätestens 31.05. des folgenden Jahres beim Finanzamt einzureichen ist, abschließend zu erklären. Die Umsatzsteuererklärung für das Jahr 2010 wurde mit Datum 26.05.2011 an das Finanzamt versandt. In dieser wurden alle Einnahmen und Ausgaben und damit ebenso die Vorsteuer- und Umsatzsteuersummen des Jahres 2010 geprüft und erklärt. 


Durch die laut Feststellung des Rechnungsprüfungsamtes höhere Zahllast wurde folglich der verbleibende Vorsteuererstattungsanspruch aus der Jahreserklärung gemindert. 


Die vom RPA bemängelte Differenz bei der Umsatzsteuerzahllast belief sich im 3. Quartal 2010, welches dem RPA im Zusammenhang mit der Prüfung eines Antrages auf Bewilligung über- bzw. außerplanmäßiger Haushaltsmittel vorlag, auf 0,80 €. Diese ergab sich aus der im System nicht korrekt verbuchten Umsatzsteuer sowie der Übersendung der Erklärungen mittels ELSTER-Programm, in dem grundsätzlich nur volle (abgerundete) Euro-Beträge übermittelt werden.


Hinsichtlich der manuellen Ermittlung der Zahllast aus den Brutto-Beträgen und der gemeldeten Zahllast an das Finanzamt ergab sich im 3. Quartal eine Differenz von 0,21 €. Dies ist der Tatsache geschuldet, dass mittels ELSTER-Programm grundsätzlich nur volle (abgerundete) Euro-Beträge übermittelt werden.


3.6. 
Kassenwesen

3.6.2. 
Prüfung der Kassenbelege


PF 20/10 St (Prüfbericht S. 24)

Im Rahmen der Prüfung der Kassenbelege wurden formelle Fehler festgestellt. Es ist zu beanstanden, dass gegen die Bestimmungen des § 90 Abs. 2 GO LSA und gegen die DA über das Kassenordnungsverfahren und die Feststellungs- und Anordnungsbefugnis für die Stadtverwaltung Köthen (Anhalt) verstoßen wurde.  

HHst. 13000.60000 – Sommerferiengestaltung Jugendfeuerwehr Köthen


Laut Feststellung des PRA fehlt es hier an begründeten Belegen zur Ausgabe der Sommerferiengestaltung der Jugendfeuerwehr Köthen. 

Auf Antrag erhält die Stadt Köthen (Anhalt) eine Zuweisungen des Landkreises zur Unterstützung der Jugendfeuerwehren. Nach Genehmigung des Antrages werden die Gelder an die Stadt überwiesen, um diese dann an die Jugendfeuerwehr weiter zu leiten. Die Abrechnung mit den Originalbelegen hat gegenüber dem Landkreis zu erfolgen, was erst nach der Ferienveranstaltung möglich ist. Die Übergabe der Abrechnung inklusive der Originalbelege an den Landkreis Anhalt-Bitterfeld erfolgte am 01.09.2010. Die geprüften Unterlagen kamen Ende April 2011 zurück. Die Originalbelege liegen zwischenzeitlich der Stadtkasse vor. Zukünftig können Kopien der Belege zeitnah zur Feriengestaltung, jedoch auch erst nach Beendigung der Veranstaltung, der Kasse vorgelegt werden. 


HHst. 13000.71802. – Zuschuss Feuerwehr Baasdorf und 


HHst. 00000.65001 – Sachaufwand Gleichstellungsbeauftragte

Für die Feuerwehr Baasdorf war im Haushaltsjahr 2010 ein Zuschuss i.H.v. 2.500 € aus Eingemeindungsmitteln der Ortschaft Baasdorf vorgesehen. Diese Mittel können z.B. für Veranstaltungen genutzt werden. Im angesprochenen Fall wurde gemeinsam mit der Gleichstellungsbeauftragten die Veranstaltung / der Vortrag organisiert, da beidseitiges Interesse bestand. Dafür wurde ein Betrag in Höhe von 30 € für einen Honorarvertrag aus der Haushaltsstelle 00000.65001 an die Vortraghaltende gezahlt. Zusätzlich wurden 25 € aus der Haushaltsstelle 13000.71802 ausgezahlt. Anhand der Belege kann dies nachgewiesen werden. 

Dem Grundsatz der Haushaltsklarheit wurde dabei jedoch nicht entsprochen. Die Mittel hätten aus einer Haushaltsstelle, gegebenenfalls überplanmäßig, zur Verfügung gestellt werden müssen. Dies wird künftig beachtet.

HHst. 13000.71803 – Zuschuss Feuerwehr Dohndorf und

HHst. 13000.16203 – Zuschuss vom Landkreis


Die Ortsfeuerwehr Dohndorf hat, für die Begehung ihres 75jährigen Jubiläums in der Öffentlichkeit, erforderliche zusätzliche Mittel nicht rechtzeitig angemeldet. So wurde in der Ortschaft überlegt, der Wehr trotzdem ein würdiges öffentliches Begehen des Jubiläums zu ermöglichen. Die Lösung ergab sich dahingehend, dass das offizielle Begehen mit dem Dorffest im Juli 2010 gekoppelt wurde. Die Feuerwehr war hierbei Gastgeber. Die tatsächlichen Feierlichkeiten zum Jubiläum fanden dann im kleinen Kreis mit geladenen Gästen Anfang Dezember 2010. Durch die vorliegenden Rechnungen ist der Nachweis hierfür gegeben. Ein Verstoß gegen § 90 Abs. 2 GO LSA liegt somit nicht vor.

HHst. 34000.71804 – Zuschuss kulturelle Veranstaltungen Ortschaft Löbnitz a.d. Linde, 

HHst. 34000.15004 – Kulturveranstaltungen Löbnitz a. d. Linde 

Das RPA beanstandet, dass der Gesamtvertragsnachlass GEMA nicht genutzt wurde und die Einnahmen nicht den Besucherzahlen laut der GEMA-Rechnung entsprechen. Laut 


Rücksprache mit der GEMA wurde nochmals dargelegt, dass die Ortschaft Löbnitz a.d.Linde als Ortsteil der Stadt Köthen (Anhalt) zu werten ist. Trotz dieser Rücksprache wurde kein Nachlass gewährt. Bei der Angabe der geschätzten Besucherzahlen wurden auch alle Kinder bzw. Jugendlichen bis 17 Jahre eingerechnet, von denen jedoch kein Eintritt genommen wurde. Im Nachhinein kann nicht mehr geklärt werden, wie viele Besucher an der Veranstaltung teilgenommen haben. Zukünftig wird darauf geachtet, dass die Ortschaft Löbnitz a.d. Linde als Ortsteil der Stadt Köthen (Anhalt) gewertet wird und bei den Besucherzahlen eine genaue Angabe, wie für die GEMA-Gebühren relevant, erfolgt.

HHst. 34000.71805 – Zuschuss kulturelle Veranstaltungen Ortschaft Wülknitz


Es wurde beanstandet, dass Belege zur Verwendung der Gelder fehlen. Die Beanstandung ist ungerechtfertigt. Der Verwendungsnachweis wurde am 27.12.2010 abgerechnet. 

HHst. 34000.17704 – Spenden von privaten Unternehmen Ortschaft Löbnitz a. d. Linde


Das RPA beanstandet, dass eine Spende nicht zweckentsprechend verwendet wurde. Anhand der Belege wurden die Ausgaben für eine Kinderveranstaltung (Burgfest in Löbnitz a.d. Linde) nachgewiesen. 

PF 21/10 St (Prüfbericht S. 24-25)

Es ist zu beanstanden, dass bei der Planung und Leistung von Ausgaben gegen den Grundsatz der Haushaltswahrheit nach § 7 Abs.1 GemHVO LSA und gegen § 31 Abs.2 GemKVO LSA verstoßen wurde. 

Haushaltstelle 21101.54001 – Bewirtschaftungskosten


Für die Dauer der sanierungsbedingten Auslagerung der Naumannschule wurde die Turnhalle der evangelischen Grundschule angemietet. Die Anmietung von Schulräumen war bei der Haushaltsplanung ursprünglich nicht vorgesehen, allerdings wurden seitens des Fachamtes die Mietkosten als Bewirtschaftungskosten angesehen und haushaltsrechtlich aus der entsprechenden Bewirtschaftungskostenhaushaltsstelle gezahlt. Laut Gliederungs- und Gruppierungsvorschriften werden Mieten jedoch aus der Gruppierung 53000 und Bewirtschaftungskosten aus der Gruppierung 54000 gezahlt. Die Beanstandung des PRA ist somit richtig. Zukünftig wird darauf geachtet, dass die Bezahlung aus der zutreffenden Haushaltsstelle erfolgt.


Haushaltstelle 46400.67201 – Nutzung von Kindertagesstätten (Hort und Kita) in Umlandgemeinden


Bei der „zweckfremden“ Ausgabe handelt es sich um die Rückzahlung von Benutzungsgebühren an den Landkreis Anhalt-Bitterfeld. Das heißt, der Landkreis hat zuviel an die Stadt Köthen (Anhalt) gezahlte Übernahmen von Benutzungsgebühren zurückgefordert. Da es Rückforderungen aus den Jahren 2008 bzw. 2009 waren, war das Fachamt der Auffassung, dass die Abwicklung dieser Rückforderung nicht über eine Absetzung von der Einnahmehaushaltstelle des laufenden Haushaltsjahres erfolgen kann. Gemäß § 14 GemHVO sind Abgaben, abgabeähnliche Entgelte und allgemeine Zuweisungen, die die Gemeinde zurückzuzahlen hat, bei den Einnahmen abzusetzen, auch wenn sie sich auf Einnahmen der Vorjahre beziehen. Die Abwicklung hätte somit direkt mittels Absetzungsanordnung von der Einnahmehaushaltsstelle verbucht werden können, die Rückzahlung aus der oben genannten Ausgabehaushaltsstelle für Gebühren in Umlandgemeinden ist haushaltsrechtlich nicht korrekt. Es wird künftig darauf geachtet, dass die haushaltsrechtlichen Vorschriften eingehalten werden.

Haushaltstelle 59000.54001 – Bewirtschaftungskosten


Aus dem Unterabschnitt (UA) 59000 –Tierpark- werden die gesamten Ausgaben für Wasser, Abwasser und Schmutzwasser gezahlt. Die Abrechnung dieser Ausgaben erfolgt über eine jährliche Verbrauchskostenabrechnung für das Wohnhaus. Die monatlichen Mieteinnahmen sowie die Betriebskostenerstattungen werden im UA 88000 vereinnahmt. 

Haushaltsrechtlich korrekt müssten neben den Betriebskostenerstattungen auch die Bewirtschaftungskosten, die das Wohnhaus betreffen, im UA 88000 gebucht werden. Die korrekte Zuordnung wird künftig beachtet.

Haushaltstelle 79100.60000 – Standortwerbung

1. Ausgabe i.H.v. 45,77 €


Bei der Ausgabe in Höhe von 45,77 € handelt es sich um eine Rechnung eines Verlages. Diese Rechnung hätte aus dem Sammelnachweis 2 bezahlt werden müssen. Die Beanstandung des RPA ist gerechtfertigt. 

2. Zuschuss an die Werbegemeinschaft i.H.v. 540,00 €

Bei der Auszahlung des Zuschusses an die Werbegemeinschaft wurde seitens der Werbegemeinschaft versäumt, einen Antrag auf Bezuschussung bei der Stadt Köthen (Anhalt) zu stellen. Damit wurden die Formvorschriften der Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) verletzt. Zukünftig wird darauf geachtet, dass Auszahlungen, die unter die Allgemeinen Bewilligungsbedingen fallen, nur auf Antrag gewährt werden.

3. Wartung der METEO-MEDIA


Das PRA beanstandet, dass 2 Rechnungen für die gleiche Leistung (Wartungsvertrag für die Messstation in Köthen) erstellt und bezahlt  wurden. Eine Nachprüfung hat ergeben, dass es sich um 2 unterschiedliche Rechnungen handelt. Für das Haushaltsjahr 2010 wurde die Rechnung aus dem Haushaltjahr 2009 bei der Firma kopiert. Dabei wurden nicht alle Textstellen geändert bzw. überschrieben und es wurde vergessen, den Textteil für das laufende Haushaltsjahr zu ändern. Ein entsprechender Nachweis der Servicearbeiten wurde von der Firma abgefordert und dem RPA zur Ablage zugeleitet. Aus den Unterlagen ist ersichtlich, dass es sich tatsächlich um 2 unterschiedliche Rechnungen handelt und die bezahlte Leistung auch tatsächlich jeweils 2009 und 2010 erbracht wurde.


Haushaltstelle 79100.71800 – Unterstützung des Flugbetriebes auf dem Flugplatz


Bei der Auszahlung des Zuschusses an den Flugsportverein e.V. wurde seitens des Vereins versäumt, einen Antrag auf Bezuschussung zu stellen, sicherlich, weil bislang eine Auszahlung jeweils ohne formellen Antrag erfolgte, wenn der Stadtrat mit dem Haushaltsplan eine Bezuschussung beschlossen hat. Damit wurden die Formvorschriften der Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) verletzt. Zukünftig wird darauf geachtet, dass Auszahlungen, die unter die Allgemeinen Bewilligungsbedingen fallen, nur auf Antrag gewährt werden.


Haushaltstelle 88000.60500 – Vermessungs- und Wertermittlungskosten


Für das Grundstück Bärteichpromenade 3 wurde ein Verkehrswertgutachten in Auftrag gegeben. Dieses war aus städtebaulicher Sicht für die Aufnahme der Verkaufsverhandlungen mit dem Eigentümer dringend erforderlich. Die Begleichung der Kostenrechnung in Höhe von 238 € erfolgte sowohl am 11.11.2010 als auch am 16.11.2010. Hierbei wurde versehentlich noch einmal die Kopie der Anordnung verbucht. Die Gutschrift der Doppelauszahlung erfolgt am 28.01.2011. Zukünftig wird darauf geachtet, dass eine solche Doppelbuchung nicht noch einmal vorkommt.

PF 22/10 (Prüfbericht S. 25-26)


Es ist festzustellen, dass die bei den Erläuterungen zur Haushaltstelle festgelegte prozentuale Verteilung der Bewirtschaftungskosten für Schule und Hort, wenn sie sich in einem Objekt befinden, nicht eingehalten wurden. Es wird empfohlen, die Rechnungen entsprechend aufzusplitten. 


Die Bewirtschaftungskosten für Schulen und Horte sind überwiegend an die Betriebskosten für das jeweils genutzte Grundstück und Gebäude gebunden. Drei Objekte werden gemeinsam von Schule und Hort genutzt. Die Objekte werden jedoch je nur einmal als zu versorgendes Objekt von den Versorgungsträgern erfasst und es erfolgt eine gemeinsame Rechnungslegung für Schule und Hort. Von Seiten des Fachamtes wird angestrebt, eine einrichtungsgenaue Zuordnung von Rechnungen für Wärme, Elektro, Wasser, Abfall usw. pro Schule und Hort zu ermöglichen. Im Rahmen der Haushaltsplanung wurde ein prozentualer Verteilungsschlüssel 60 % Schulen und 40 % Hort als Zuordnungspauschale gewählt. Die Umsetzung der Empfehlung des RPA hinsichtlich des Planungs- und Buchungsverfahrens wird geprüft.

PF 23/10 St (Prüfbericht S. 26)





Es ist zu beanstanden, dass beim Verfahren zur Verwendung der Verfügungsmittel für die Ortsbürgermeister von Baasdorf gegen den § 11 und die entsprechenden VV zu § 11 GemHVO LSA verstoßen wurde. 


Die Verfügungsmittel für die Ortsbürgermeister sind Eingemeindungsmittel gemäß § 10 Gebietsänderungsvereinbarung. Der Ortsbürgermeister hat diese für die Baasdorfer Feuerwehr zusätzlich zur Verfügung gestellt, da die Mittel aus keiner anderen Haushaltstelle mehr bereitgestellt werden konnten. Haushaltsrechtlich richtig hätten diese Mittel der Feuerwehr überplanmäßig auf der entsprechenden Zuschusshaushaltsstelle zur Verfügung gestellt werden müssen. Zukünftig wird beachtet, dass die Mittelbereitstellung über- bzw. außerplanmäßig haushaltsrechtlich korrekt erfolgt. 

PF 24/10 St (Prüfbericht S. 27)

Es ist zu beanstanden, dass die Organisationsverfügung des Oberbürgermeisters vom 14.10.2009 zur Mitteilungspflicht gegenüber dem Finanzamt zwecks Verhinderung von 

Schwarzarbeit nicht eingehalten wurde. 


Die Stadtführung wurde direkt mit der KKM abgerechnet. Diese hat Verträge mit den Stadtführern. Die Dolmetscherleistungen, die vom KuKaKö finanziert wurden, sind in dem Betrag, den der KuKaKö nach dem Jahresplan für Städtepartnerschaft und Beschluss des Hauptausschusses erhalten hat und die nach den Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) abgerechnet wurden, enthalten. 

Gemäß § 2 Abs. 1 der MitteilungsVO haben die Behörden Zahlungen mitzuteilen, wenn der Zahlungsempfänger nicht im Rahmen einer land- und forstwirtschaftlichen, gewerblichen oder freiberuflichen Haupttätigkeit gehandelt hat, oder soweit die Zahlung nicht auf das Geschäftskonto des Zahlungsempfängers erfolgt. Zahlungen sind auch mitzuteilen, wenn zweifelhaft ist, ob der Zahlungsempfänger im Rahmen der Haupttätigkeit gehandelt hat oder die Zahlung auf das Geschäftskonto erfolgt. Eine Mitteilungspflicht besteht nicht, wenn ein Steuerabzug vorgenommen wurde.


Die KKM handelte im Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit. Wie bereits ausgeführt wurde, bestehen zwischen der KKM und den Stadtführern separate Verträge. Vorliegend ist jedoch ausschließlich das Verhältnis Stadt Köthen (Anhalt) zu KKM von Belang. Zweifel an der Leistung im Rahmen der Haupttätigkeit der KKM bestehen nicht, ebenso nicht an der Überweisung auf das Geschäftskonto der GmbH. Im Übrigen wurde ein Umsatzsteuerabzug ausgewiesen. Die Zahlung war damit nicht zu melden. 

Hinsichtlich der Kostenverauslagung und anschließender Rechnungslegung durch den KuKaKö kann folgendes festgestellt werden:


Der KuKaKö handelte im Rahmen seiner Vereinstätigkeit. Der Verein engagiert sich bereits viele Jahre im Rahmen der Städtepartnerschaften. Die Heranziehung eines versierten Dolmetschers ist damit nicht ungewöhnlich. Die Zahlung der Stadt Köthen (Anhalt) an den KuKaKö erfolgte auf dessen Vereinskonto. Zweifel bestehen in keinerlei Hinsicht. Die Zahlung war damit nicht zu melden. Das Vertragsverhältnis zwischen KuKaKö und der Dolmetscherin sowie deren Leistungsausgleich sind an dieser Stelle nicht von Belang. Im Übrigen bleibt festzustellen, dass das Fehlen einer Steuernummer lediglich ein Indiz darstellt. 


Für Dolmetscherleistungen, die von der Stadt abgerechnet werden, wird zukünftig darauf geachtet, dass bei Rechnungslegung die Steuernummer enthalten ist, sollte das nicht der Fall sein, wird diese nachgefordert. 


PF 25/10 St (Prüfbericht S. 24-25)





Es ist zu beanstanden, dass bei der Überweisung der 1. Rate der Verbandsumlage an den Zweckverband „Um die Dorfstätte“ in Löbnitz in Höhe von 22.950 € der Fälligkeitstermin 15.01.2010 nicht eingehalten wurde. 


Die Zahlungsanweisung wurde um 3 Tage überschritten. Die Fälligkeiten werden in Zukunft beachtet.


3.6.4. 
Prüfung der Niederschlagungen

PF 26/10 (Prüfbericht S. 10-11)


Es ist festzustellen, dass dem RPA Niederschlagungslisten für das Jahr 2010 trotz Anmahnung und Rückgabe zwecks Klärungs- und Informationsbedarfs nicht zur Prüfung vorlagen.

Die Niederschlagungslisten des Ordnungsamtes wurden termingerecht eingereicht. Da das RPA noch Klärungs- und Informationsbedarf hatte, wurden die Niederschlagungslisten zurück gegeben. Es wurde eine Terminvereinbarung zur Wiedervorlage zwischen beiden Ämtern getroffen. Aufgrund der internen Umstrukturierungen im Ordnungsamt einhergehend mit personellen Veränderungen ist es nun gelungen, die erforderliche Aufarbeitung in Zusammenarbeit mit dem PRA zum Abschluss zu bringen. 

Vom Sachgebiet Beitragsrecht wurde die Niederschlagungsliste wesentlich später zur Prüfung vorgelegt. Insoweit besteht tatsächlich ein Verstoß gegen die Dienstanweisung über die Stundung, die Niederschlagungen und den Erlass von Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt). Dies wird sich künftig nicht wiederholen. 

PF 27/10 St (Prüfbericht S. 28-29)




Es ist zu beanstanden, dass das Niederschlagungsverfahren für eine Forderung in Höhe von 154.127,44 € nach Beendigung der Befristung zum 31.08.2008 vom Sachgebiet nicht weitergeführt wurde. Es liegt ein Verstoß gegen die Dienstanweisung über die Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen der Stadt Köthen (Anhalt) vor. 

Laut Aktenlage sind seit November 2008 das Fachamt und die Stadtkasse in dieser Angelegenheit tätig. Durch die Stadtkasse wurde das zuständige Amt aufgefordert, eine entsprechende Annahmeanordnung zu fertigen, für die Beträge, die aus der Insolvenzmasse geflossen sind. Im August 2008 endete die eidesstattliche Versicherung (EV) des Schuldners. Da der Schuldner nur über ein sehr geringes Einkommen (Rente) verfügte und Schulden in Höhe von 5 Mio. € hatte, wäre eine Neubeantragung einer EV durch die Stadtkasse mit erheblichen Kosten verbunden gewesen, zumal es sich hierbei um eine privatrechtliche Forderung handelt und die Stadtkasse nicht selbst tätig werden konnte, sondern sich der ordentlichen Gerichte bedienen müsste.

2010 wurde durch den Schuldner ein außergerichtliches Schuldenbereinigungsverfahren angestrebt, welches scheiterte. Ein Insolvenzverfahren wurde 2011 eröffnet. Forderungen seitens der Stadt wurden angemeldet. Damit sind die Voraussetzungen für eine unbefristete Niederschlagung geschaffen worden. Um das Niederschlagsverfahren abzuschließen, wird für den Stadtrat im Dezember 2011 eine Beschlussvorlage erarbeitet. 

PF 28/10 (Prüfbericht S. 29-30)


Es ist festzustellen, dass bei der Berechnung der Zahlungsverjährung die Änderung des § 9 des Verwaltungskostengesetzes LSA ab 01.06.2010 nicht berücksichtigt wurde. Es wird empfohlen, die offenen Forderungen unter Berücksichtigung der Überleitungsvorschriften des EGBGB einer umfassenden Prüfung zu unterziehen. 

Seitens der Stadtkasse wird im Rahmen von Niederschlagungsanträgen den Fachämtern mitgeteilt, welche verjährungshemmendem bzw. –unterbrechenden Maßnahmen von der Vollstreckungsbehörde vorgenommen wurden. Bei der Berechnung der Verjährungstermine wurde dabei die Änderung des Verwaltungskostengesetzes zu den Verjährungsvorschriften in 2010 nicht berücksichtigt.


In Abstimmung mit den betroffenen Fachämtern erfolgt nunmehr eine Überprüfung der niedergeschlagenen und in der Vollstreckung befindlichen Forderungen, welche nach dem Verwaltungskostengesetz zu behandeln sind. 

3.6.5. 
Bewirtschaftung von Verwahrgeldern


PF 29/10 St (Prüfbericht S. 31)




Es ist zu beanstanden, dass sich am 31.12.2010 auf dem Verwahrkonto Beträge aus den Jahren ab 1993 befanden, die bisher dem Haushalt nicht zugeführt wurden. 


Amt 10 (Hauptamt) – Verwahrgeldstelle 99999.01099


Am 18.12.2008 wurden 21,70 € für 3 Fundanzeigen in der Stadtkasse auf das Verwahrkonto eingezahlt. Nach Ablauf von 3 Jahren können die Beträge dem Haushalt zugeführt werden. Die §§ 976 und 977 BGB werden somit beachtet und erfüllt. 

Nach Ablauf der Frist wird der Betrag in Höhe von 21,70 € dem Haushalt zugeführt. 

Amt 20  – .Verwahrgeldstelle 99999.02010

Vom RPA wurde beanstandet, dass der Verwahrgeldbetrag in Höhe von 55.516,78 € nicht nachvollzogen werden kann. 

Die Nachprüfung der Thematik ergab, dass es sich bei dem im Verwahrgeldbestand befindlichen Betrag um Zinseinnahmen handelt, die bereits 1999 in das Verwahrgeld gebucht worden sind. Inwieweit der Bestand noch im Verwahrgeld verbleiben muss, wird geprüft, ggf. erfolgt eine Einbuchung in den Haushalt.

201/203  -  neu: Amt 10/101 (Gebäudeverwaltung) Verwahrgeldkonto 99999.02350


Die Grundstücke, wofür die vorhandenen Mittel sich zum jetzigen Zeitpunkt noch auf dem Verwahrkonto befinden, wurden bereits zugeordnet. Der Mittelabruf des Betroffenen ist jedoch noch nicht erfolgt. 

Für die Grundstücke, die sich im Eigentum von Separationsinteressenten oder der Markgenossenschaft befinden, sind die Gemeinden zwar verfügungsbefugt, die Verkäufserlöse oder sonstige erzielte Einnahmen für diese Personenzusammenschlüsse sind auf das Verwahrkonto zu übernehmen.

323 (Standesamt) – Verwahrgeldstelle 99999.03030 


Bei den auf dieser Verwahrgeldstelle befindlichen Geldern handelt es sich um durchlaufende Gelder. Durchlaufende Gelder sind nach § 46 Nr. 5 GemHVO Beträge, die für einen Dritten lediglich vereinnahmt und verausgabt werden.


Bevor Personenstandurkunden von den deutschen Botschaften auf Echtheit geprüft werden, muss das Standesamt der Botschaft die Absicherung der dafür anfallenden Gebühren bestätigen. Daher werden die Gebühren als Verwahrgelder vor Antragstellung als „Vorkasse“ von dem Bürger, der die zu prüfenden Urkunden vorlegt, im Verwahr vereinnahmt. Erst nach Abschluss der Prüfung durch die Botschaft wird dem Standesamt die Zahlung der Gebühr mittels Rechnung aufgegeben. Diese wird dann umgehend von der Stadtkasse beglichen. Die Prüfung kann sich von einem halben Jahr bis zu mehreren Jahren hinziehen. Solange muss das eingezahlte Geld für mithin ausschließlich laufende Vorgänge auf dem Verwahrgeldkonto tatsächlich verwahrt werden. Eine Umbuchung in den Haushalt ist ausgeschlossen.

Amt 40 (Schul-, Sport und Jugendamt) – Verwahrgeldstelle 99999.04099 


Im Bereich des Schul-, Sport und Jugendamtes wurde ein Verwahrgeldbestand von insgesamt 9.207,26 € zum 31.12.2010 festgestellt.


Hierbei wurden Mittel für Jugendbildungsmaßnahmen, die in 2009 und 2010 vereinnahmt wurden, zum Jahresende 2010 abgesetzt und für 2011 neu in den Haushalt eingestellt. Die Abwicklung durch die Stadtkasse erfolgt in der Weise, dass diese Buchungen zeitnah am Jahresende auf das Verwahrkonto gebucht und 2011 aus dem Verwahr wieder in den Haushalt gebucht werden.

Amt 60 (Bauverwaltungsamt) – Verwahrgeldstelle 99999.06070 (Bestände 2000 – 2010)


Die Summe der Verwahrgelder auf dieser Verwahrgeldstelle belief sich in den Jahren 2000 – 2010 auf 130.457,76 € und setzt sich wie folgt zusammen: 


Betrag 10.458,51 € - Baumaßnahme Marktplatz 


Dieser Betrag setzt sich aus 2.445,68 € Sicherheitseinbehalt und 8.012,83 € Mängeleinbehalt zusammen. Laut Information des Fachamtes sind die Mittel, da keine rechtliche Grundlage mehr besteht, dem Treuhandkonto 2011 wieder zugeführt worden.

Betrag 3.294,40 € Wartung Brunnen 

Hierbei handelt es sich um Verwahrgelder, die für die Wartung der Brunnen am Rathausplatz im 1. und 2. Jahr einbehalten wurden. Der Betrag wurde dem Treuhandkonto im Jahr 2011 wieder zugeführt, da keine Rechnungen zur Zahlung vorliegen.


Betrag 118,07 € Sicherheitseinbehalt


Der Betrag wurde 2011 an die Firma ausgezahlt.


Betrag 544,48 € Gewährleistungseinbehalt Brunnenzelle Schalaunische Str.


Die Gewährleistung ist abgelaufen. Es besteht noch Klärungsbedarf seitens des Fachamtes, ob der Betrag an die Firma bzw. Bank ausgezahlt werden muss. 


Betrag 107,55 € Sicherheitseinbehalt Bodenbelag Stadtarchiv


Der Betrag wurde an die Firma 2011 ausgezahlt. 


Betrag 358,44 € - Sicherheitseinbehalt für Arbeiten am Grabmal von Marcus v. Schnurrbein


Betrag 439,23 € - Sicherheitseinbehalt für Abrissarbeiten am Objekt Wallstraße 48


Die Beträge wurden im Jahr 2011 bereits ausgezahlt.


Betrag 335,55 € - Sicherheitseinbehalt für den Putz am Objekt Wallstraße 48


Die Mittel wurden im Jahr 2011 dem Treuhandkonto zugeführt, da die Firma abgemeldet wurde.


Betrag 240,59 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung der KiTa Spielkiste


Der Betrag wurde im Jahr 2011 an die Firma bereits ausgezahlt.


Betrag 3.219,58 € - Fugensanierung 2. Bauabschnitt Schalaunische Straße


Laut Information des Fachamtes sind die Mittel, da keine rechtliche Grundlage mehr besteht, 2011 dem Treuhandkonto wieder zugeführt worden. 

Betrag 769,24 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung KiTa Max & Moritz


Da die Gewährleistungsfrist noch nicht abgelaufen ist, müssen die Mittel auf dem Verwahrgeldkonto verbleiben.

Betrag 1.229,45 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung Springstraße


Die Firma ist nicht mehr existent. Die Mittel wurden dem Treuhandkonto im Jahr 2011 wieder zugeführt.


Betrag 8.504,58 € Bau Ölmühlenstraße

Dieser Betrag setzt sich aus 4.779,67 € Sicherheitseinbehalt, 85,68 € für die Fertigstellungspflege, 139,23 € für die Entwicklungspflege und 3.500,00 € für die Unterlagen der Baumaßnahme in der Ölmühlenstraße zusammen. Da die Gewährleistungsfrist noch nicht abgelaufen ist, müssen die Mittel bis zum Ablauf der Frist auf dem Verwahrgeldkonto.


verbleiben.

Betrag 618,68 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung Burgstraße 


Die Firma ist nicht mehr existent. Die Mittel wurden dem Treuhandkonto im Jahr 2011 wieder zugeführt.


Betrag 1.557,15 € - Pflegeleistungen zum Bau einer Stellplatzanlage Capitol


Die Pflegeleistungen wurden erbracht und die Gelder wurden im Jahr 2011 entsprechend ausgezahlt.


Betrag 12.430,18 € Ritterstraße/Ritterplatz

Diese Mittel werden für strittige Forderungen zu Maßnahmen in der Ritterstraße sowie dem Ritterplatz vorbehalten. Es kann noch nicht abgesehen werden, wann das Rechtsverfahren abgeschlossen ist. Die Mittel müssen vorgehalten werden.

Betrag 494,43 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung der Stellplatzanlage Capitol


Die Gewährleistungsfrist ist noch nicht abgelaufen. Daher ist noch keine Auszahlung möglich.


Betrag 489,02 € - Einbehalt bezüglich dem Bau einer Freifläche am Magdeburger Turm


Laut den Informationen des Fachamtes läuft die Frist für den Erfüllungseinbehalt Ende 2011 aus. Danach erfolgt, soweit keine anderen Probleme bestehen, die Auszahlung.


Betrag 18.525,14 € 


Hierbei handelt es sich um Gelder, die auf Grund einer strittigen Forderung bezüglich dem 3. Bauabschnitt in der Schalaunischen Straße einbehalten wurden. Laut Information des Fachamtes sind die Mittel, da keine rechtliche Grundlage mehr besteht, dem Treuhandkonto 2011 wieder zugeführt worden.

Betrag 421,50€ - Einbehalt Phase 9 zur Planung Badergarten


Die Gewährleistungsfrist läuft Ende 2011 aus, danach erfolgt die Auszahlung an die Firma.


Betrag 20.685,63€ - 1. Bauabschnitt Schalaunische Straße


Hierbei handelt es sich um die Kosten für die Fugensanierung in Höhe von 18.079,80 € und die Kosten für die Wartung der Brunnen im 4. und 5. Jahr in Höhe von 2.605,83 €. Laut Information des Fachamtes sind die Mittel (18.079,80 €), da keine rechtliche Grundlage mehr besteht, dem Treuhandkonto 2011wieder zugeführt worden.

Betrag 25.126,83 € - Einbehalt Bau Schulstraße 


Dieser Betrag unterteilt sich in 1.414,30 € für die Fertigstellungspflege, 6.471,27 € für die Entwicklungspflege und einen Einbehalt für eventuelle Mängel an der Baumscheibe in Höhe von 17.241,26 €. Die Gewährleistungsfrist ist noch nicht abgelaufen. Daher ist noch keine Zahlung möglich und die Mittel verbleiben bis zum Ablauf der Frist auf dem Verwahrgeldkonto.


Betrag 616,28 € - Einbehalt Phase 9 zur erweiterten Sicherung des Objektes Wallstraße 48


Betrag 4.010,99 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung der Modernisierung des Objektes Wallstraße 48


Die Gewährleistungsfrist ist noch nicht abgelaufen. Daher ist noch keine Auszahlung möglich und die Mittel verbleiben bis zum Ablauf der Frist auf dem Verwahrgeldkonto.


Betrag 2.477,42 € - Einbehalt für die Baumaßnahme Brauhausplatz


Es wurden 1.305,56 € für die Sanierung der Dehnfugen und 1.171,86 € für Restleistungen einbehalten. Die Gewährleistungsfrist ist noch nicht abgelaufen. Es sollen während dieser Zeit Leistungen erbracht werden. Daher ist noch keine Auszahlung möglich und die Mittel verbleiben bis zum Ablauf der Frist auf dem Verwahrgeldkonto.


Betrag 241,19 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung 1. Bauabschnitt der Brandschutzelemente im Rathaus


Die Gewährleistungsfrist ist noch nicht abgelaufen. Daher ist noch keine Zahlung möglich und die Mittel verbleiben bis zum Ablauf der Frist auf dem Verwahrgeldkonto.


Betrag 365,15 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung der technischen Ausrüstung in der Schalaunischen Straße


Betrag 2.443,10 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung 1. Bauabschnitt Schalaunische Straße


Betrag 1.474,56 € - Einbehalt Phase 9 zur Planung 2. Bauabschnitt Schalaunische Straße


Betrag 835,84 € - Einbehalt zum Bau der Stadtmauer Joachimiallee


Die Beträge wurden im Jahr 2011 an die entsprechenden Firmen ausgezahlt.


Betrag 25,00 €


Hierbei handelte es sich um Einnahmen für Verdingungsunterlagen zu je 5 € für die Vergaben 342/10/10 und 134/10/10. Die Anforderungen zu den Vergaben erfolgten bei Jahreswechsel. Die entsprechenden Mittel wurden im Jahr 2011 bereits ausgebucht und der HHst 60000.10000 zugeführt.


Betrag 8.000,00 €


Rotabsetzung mit Annahme im Haushaltsjahr 2011 und einer Absetzung im Haushaltsjahr 2010 zwecks Sicherstellung von Rückzahlungen von Fördermitteln für eine Maßnahme in der Friedhofstraße, da die Abrechnung aller Leistungen noch nicht abgeschlossen war. Der Fördermittelabruf erfolgte im Haushaltsjahr 2010 auf Grund einer Kostenschätzung. Die Zwischenbuchung auf dem Verwahrgeldkonto erfolgte durch die Kasse und wurde im Haushaltsjahr 2011 ausgebucht und der HHst 63000.36113 (Sachbuch-Nr. 0.000002.6) zugeführt.


Amt 65 (Hoch- und Tiefbauamt) – Verwahrgeldstelle 99999.06060 (Bestände 2000 – 2010)


Im Bereich des Fachamtes wurde ein Verwahrgeldbestand von insgesamt 245.330,11 € zum 31.12.2010 festgestellt. Die Verwahrgeldbestände der Jahre 1999 bis 2006 wurden überprüft. Dementsprechend wurden gerechtfertigte Auszahlungen an die Sicherheitsleistenden veranlasst. Verwahrungen, die verjährt sind bzw. wofür kein Rückerstattungsanspruch belegt werden kann, werden bis zum 31.12.2011 dem städtischen Haushalt zugeführt.


Betrag 2.575,64 € Sicherheitseinbehalt Straßenausbau Bärteichpromenade

Betrag 357,58 € Sicherheitseinbehalt Straßenausbau Melwitz II


Betrag 1.221,43 Gewährleistungseinbehalt Um -und Ausbau Dorfgemeinschaftshaus Wülknitz


Betrag 20,00 € Einbehalt Straßensanierung WG Rüsternbreite keine Rasensaat


Betrag 6.208,80 € Gewährleistungseinbehalt Bauliche Maßnahme Dorferneuerung Merzien

Betrag 9.977,33 € Sicherheitseinbehalt Bauliche Maßnahme Dorferneuerung Merzien


Betrag 2.500,00 € Sicherheitseinbehalt TG Ritterstraße 


Betrag 239,68 € Sicherheitseinbehalt Unterhaltung Straßen, Wege u. Plätze


Betrag 498,12 € Sicherheitseinbehalt Neubau Pflegeheim 


Betrag 33,71 € Bestandsübernahme Bauliche Verbesserung Friedhof Baasdorf


Betrag 280,16 € Sicherheitseinbehalt Bauliche Verbesserung Dorfgemeinschaftshaus Wülknitz


Betrag 1.972,12 € Sicherheitseinbehalt Straßenausbau B-Plan 8.1.Schlachthofstr.


400,70 € Sicherheitseinbehalt Straßenausbau „Straße der Thälmannpioniere Merzien“


Betrag 3.051,40 € Sicherheitseinbehalt Dorferneuerung Elsdorf


Betrag 620,69 € kein Leistungsanspruch Umgestaltung Bahnhofsplatz


Betrag 2.541,76 € kein Leistungsanspruch Herstellung von Fahrbahnbelägen


Durch das Fachamt wurden die Verwahrgeldbestände aktualisiert. Zurzeit erfolgt eine Prüfung der Bestände, ob Auszahlungen an Firmen bzw. den Haushalt erfolgen können.

Betrag 4.843,94 € Gewährleistungseinbehalt Herstellung von Fahrbahnbelägen


Die Firma ist nicht mehr existent. Die Prüfung des Fachamtes ist noch nicht abgeschlossen. 

Betrag 14.564,92 Gewährleistungseinbehalt Herstellung von Fahrbahnbelägen


Die Prüfung des Fachamtes steht noch aus. Zurzeit kann keine Aussage getroffen werden, ob die Mittel in den Haushalt gebucht werden können.

Betrag 2.124,69 € Herstellung von Fahrbahnbelägen Bergstraße

Es besteht kein Leistungsanspruch mehr. Nach Prüfung der Sachlage können die Mittel in den Haushalt verbucht werden.

Betrag 18.279,64 € Herstellung von Fahrbahnbelägen


Die Firma ist nicht mehr existent. Der Anspruch ist verjährt. Zurzeit erfolgt eine Prüfung des Fachamtes, ob alle Mittel dem Haushalt zugeführt werden können.

Betrag 1.724,73 € Straßenausbau Kastanienstraße

Es besteht kein Leistungsanspruch mehr. Nach Prüfung der Sachlage können die Mittel in den Haushalt verbucht werden.


Betrag 131.455,52 € Neubau des Pflegeheimes 

Die Prüfung der Verwahrgelder für den Neubau des Pflegeheims ist noch nicht abgeschlossen und wird fortgesetzt.


Amt 73 (Amt für Umweltschutz) – Verwahrgeldstelle 99999. 07099

Im Bereich des Umweltamtes wurde ein Verwahrgeldbestand von insgesamt 5.311,12 € zum 31.12.2010 festgestellt. Die Verwahrgeldbestände der Jahre 1995 bis 2009 wurden überprüft. 

Beträge 2.017,95 € Einbehalte Baumaßnahmen Grünflächen 


Bei diesen Beträgen handelt es sich um laufende Baumaßnahmen, die noch nicht abgeschlossen sind. Die Mittel können erst nach Abschluss der Maßnahmen in den Haushalt gebucht werden.

Betrag 2.407,44 € Gewährleistungseinbehalt aus einer Teichbaumaßnahme 


Nach Prüfung der Sachlage wird der Gewährleitungseinbehalt 2011 in den Haushalt gebucht.

Betrag 1.207,75 € Gewährleistungseinbehalte

Die Prüfung des Fachamtes ist noch nicht abgeschlossen. Zurzeit kann keine Aussage getroffen werden, ob die Mittel in den Haushalt gebucht werden können.


PF 30/10 St (Prüfbericht S. 31)


Es ist festzustellen, dass die Erläuterung des Verwahrgeldertrages von 55.516,78 € aus Zinseinnahmen für Grundstücksverkaufserlöse nicht nachvollziehbar ist. 


Wie bereits unter PF29/10 St erläutert, ergab eine erste Nachprüfung zur Thematik, dass es sich bei dem im Verwahrgeldbestand befindlichen Betrag um Zinseinnahmen handelt, die bereits 1999 in das Verwahrgeld gebucht worden sind. Inwieweit der Bestand noch im Verwahrgeld verbleiben muss, wird geprüft, ggf. erfolgt eine Einbuchung in den Haushalt.


5.
Vergabeprüfung


5.3.
Abrechnung von Vergaben


Dem Prüfbericht war, wie auch im Vorjahr, eine Liste mit den noch nicht abgerechneten Vergaben beigefügt. Im Vergleich zu den Vorjahren hat sich die Anzahl der nicht abgerechneten Vergaben erneut verringert. 

Insgesamt sind in Bezug auf die Jahre 2008 bis 2010 18 Vergabeabrechnungen noch offen.


In der Anlage 1 hat die Verwaltung zu jeder einzelnen Vergabe Stellung genommen und den aktuellen Abrechnungsstand dargelegt.

Die Erläuterungen zum Abrechnungsstand entsprechen dem 28.10.2011. Sollten sich im Laufe der Beratungs- und Beschlussreihenfolge neue Erkenntnisse ergeben, so wird die Verwaltung die Anlage 1 entsprechend anpassen.


5.4.
Prüfung von Vergaben 


PF 32/10 St (Prüfbericht S. 38-39)

Es ist zu beanstanden, dass die Vergabe der Erstellung von Flucht- und Rettungsplänen für das Rathaus nicht angezeigt wurde und damit gegen die Dienstanweisung der Stadt Köthen (Anhalt) über die Vergabe von Lieferungen und Leistungen (Vergabe- und Beschaffungsordnung) verstoßen wurde. 

Das Ingenieurbüro wurde von der Stadt mit der Planung und Ausführung der „Umsetzung des Brandschutzkonzeptes“ für das Rathaus beauftragt. Damit verbunden war der Einbau der Brandschutztüren auf den Fluren und in den mit Brandlast ausgewiesenen Räumen auf dem Boden und im Kellergeschoss. Es wurde ein neues Fluchtwegkonzept über 3 Etagen erstellt. Resultierend daraus ist auch die räumliche Zuordnung der Flucht- und Rettungswege neu konzipiert worden. Zudem wurden die Maßnahmen zum Umbau eines barrierefreien Rathauses an das Ingenieurbüro beauftragt. Durch den Einbau eines Aufzuges, bei dem 4 Geschosse betroffen waren, ist auch eine andere Raumaufteilung entstanden. Die Zeichnungen zur neuen Raumaufteilung wurden ebenfalls von der Firma erstellt und auch umgesetzt. Die Erstellung der neuen Flucht- und Rettungswege, aus dem Konzept und der neuen Raumpläne, ist nach VOL/A § 5 b eine Leistung, die im Anschluss an Entwicklungsleistungen in angemessenen Umfang und Zeit an das Unternehmen, das an der Entwicklung beteiligt war, vergeben werden müssen. Dieser Fakt ist hier gegeben. Das Brandschutzkonzept wurde vom Ingenieurbüro erstellt. 


Das Rechnungsprüfungsamt beanstandet zu Recht, dass diese Vergabe dem RPA nicht förmlich angezeigt wurde. Es wird künftig darauf geachtet.

7. 
Prüfung von Verwendungsnachweisen

PF 33/10 St (Prüfbericht S. 38-39)

Es ist festzustellen, dass entsprechend der für 2009 vorliegenden Endabrechnung der Kostenerstattungen an die Freien Träger die Rückzahlung für den evangelischen Grundschulhort (11.614,79 €) noch nicht erfolgt ist und die Rückforderung des Überzahlbetrages für die Kindertagesstätte „Spatzennest“ (52.693,64 €) noch nicht vorgenommen wurde. Für die Überzahlungen mit einer Gesamtsumme von 64.308,43 € wurden keine Annahmeanordnungen erstellt, so dass im Haushalt 2010 keine Sollstellung erfolgen konnte. Dies stellt einen Verstoß gegen § 7 Abs. 3 der GemKVO LSA dar. 


Die Rückforderung des Betrages in Höhe von 11.614,79 € erfolgte mit Bescheid vom 02.12.2009, der bestandskräftig ist. Damit ist der Erstattungsanspruch der Stadt Köthen (Anhalt) rechtlich gesichert worden. Alternativ zur sofortigen Erstattung wurde eine Verrechnung mit den Abschlagszahlungen für 2010 angeboten. Hiervon hat der Träger Gebrauch gemacht, da ihm eine sofortige Erstattung nicht möglich war. Entsprechend der bis 2011 bekannten Kostenentwicklung des Hortes ist davon auszugehen, dass die in 2010 erfolgte Abschlagzahlung für den Hort nicht auskömmlich war und nach erfolgter Abrechnung mit der Stadt (bis Ende 3. Quartal 2011) ein Ausgleich mit der Überzahlung aus 2009 erfolgen kann.


Der Hinweis des RPA, in solchen Fällen auch eine Annahmeanordnung zu erstellen, wird ab sofort befolgt.


Im Abrechnungsverfahren mit der AWO wurde für 2009 noch kein Abschlussbescheid erstellt. Nach Abrechnung seitens der AWO erfolgte eine Verwendungsnachweisprüfung durch die Stadt Köthen (Anhalt), nach der ein Erstattungsanspruch in Höhe von 52.693,64 € entstanden sein könnte. Vor Bescheiderteilung wurde daher ein Anhörungsverfahren eröffnet, bei dem streitige Positionen noch durch ergänzende Informationen und Belege behandelt werden können. Dieses Verfahren läuft noch.


Da noch kein Abschlussbescheid seitens der Stadt erstellt worden ist, kann demzufolge noch keine Annahmeanordnung erfolgen.


PF 34/10 St (Prüfbericht S. 38-39)

Es ist festzustellen, dass im Jahr 2010 gezahlte Zuschüsse an die Sportvereine Baasdorf und Wülknitz nicht abgerechnet wurden und damit gegen den Stadtratsbeschluss zu den Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) verstoßen wurde. Eine Rücknahme oder ein Widerruf der jeweiligen Bewilligungsbescheide sowie eine Rückzahlung der Zuwendung erfolgten nicht. 


Haushaltstelle 55000.71802 – Geldleistungen an Sportverbände und Vereine Baasdorf und 


Haushaltstelle 55000.98820 – Ballfanganlagen für SV „Blau-Weiß“ Baasdorf


Der SV Blau-Weiß Baasdorf erhielt 2010 Zuschüsse für die Unterstützung des Sportbetriebes und Vereinslebens (2.100 €) sowie für die Reparatur und Erweiterung des vorhandenen Ballfangzaunes (6.500 €). Da der Verein bis zum Prüfzeitpunkt des Rechnungsprüfungsamtes keine Verwendungsnachweise vorgelegt hat, wurden diese mit Schreiben vom 22.06.2011 angemahnt. Gleichzeitig wurde dem Verein bekannt gegeben, dass für 2011 keine Zuschusszahlungen erfolgen, so lange für 2010 keine vollständigen Nachweisunterlagen vorliegen. Zwischenzeitlich wurden die Unterlagen abgerechnet. Die Abrechnung ergab, dass Mittel in Höhe von 281,73 € bis 11.11.2011 zurückzuzahlen sind. Die Erstattung der nicht benötigten Mittel in Höhe von 281,73 € ist inzwischen erfolgt. Demnach konnte auch der Zuschuss für 2011 gemäß Beschluss des Ortschaftsrates ausgezahlt werden.


Hingegen ist die Feststellung des Prüfberichtes zum ausstehenden Verwendungsnachweis für 2009 unverständlich. Der Verwendungsnachweis für den Zuschuss 2009 wurde, wenn auch nicht fristgerecht, am 08.07.2010 eingereicht und am 27.07.2010 durch die Verwaltung bestätigt. Am 15.07.2010, also noch vor Eingang des Verwendungsnachweises wurde der Zuschuss für den Sportbetrieb in Höhe von 2.100 € ausgezahlt. Die Auszahlung des Zuschusses für den Ballfangzaun erfolgte in 2 Raten, am 02.08.2010 sowie am 20.12.2010.


Haushaltstelle 55000.71805 – Geldleistungen an Sportverbände und Vereine Wülknitz


Ferner ist die Prüffeststellung den WSV 05 Wülknitz betreffend unverständlich. Der Verwendungsnachweis für 2009 ist am 10.06.2010 in der Verwaltung eingegangen. Diese hat am 10.06.2010 dessen Richtigkeit bestätigt. Der Vorgang wurde durch das Rechnungsprüfungsamt am 14.06.2010 ohne Anlass zur Beanstandung geprüft. Der Zuschuss wurde erst danach, am 21.06.2010 ausgezahlt. 

PF 35/10 (Prüfbericht S. 40-41)


Es ist festzustellen, dass für im Jahr 2010 an Dritte gezahlte Zuwendungen der Stadt kein Nachweis erfolgte, weil im Jahr 2006 für die Dauer von 5 Jahren eine vertragliche Festsetzung von jährlichen Bewirtschaftungskostenpauschalen vorgenommen wurde. Da die Mehrzahl der Verträge im Jahr 2011 endet, wird empfohlen, die an die Sportvereine pauschal ausgereichten Bewirtschaftungskostenzuschüsse von insgesamt 291.500 € nach Abrechnung der letzten 5 Jahre auf den Prüfstand zu stellen.

Das Rechnungsprüfungsamt stellt wie in den Vorjahren fest, dass keine Abrechnungen für das Jahr 2010 zu den ausgereichten Betriebskostenzuschüssen für gepachtete Sportstätten vorliegen. Nach dem Prinzip der bisherigen Verpachtung und der jeweiligen in 5-Jahres-Schritten vorgenommenen Zuschussverpflichtung sind diese nicht notwendig. 

Tatsächlich erfolgt jeweils vor der Neufestsetzung der Zuschüsse eine Erfassung und Prüfung der betriebsnotwendigen Ausgaben und der damit verbundenen Einnahmen. Damit soll sichergestellt werden, dass keine Überbezuschussung erfolgt und andererseits die Zuschüsse auskömmlich bleiben. 

Die jetzige Finanzierungsbindung endet am Jahresende 2011. Entsprechend des Grundsatzbeschlusses des Stadtrates zum Haushaltskonsolidierungskonzept am 07.07.2011 ist ab 2012 eine Zuschussreduzierung um 10 % vorgesehen. In Vorbereitung der hierzu erforderlichen Einzelverhandlungen mit den Vereinen wurden diese zur Nachweisführung der betriebsnotwendigen Ausgaben und der damit verbundenen Einnahmen für das zurückliegende Jahr 2010 aufgefordert. Die Rücksendungen erfolgen noch im Haushaltsjahr 2011. 

PF 37/10 (Prüfbericht S. 42)


Es ist festzustellen, dass die allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) im Jahr 2010 hinsichtlich Bewilligung, Auszahlungstermin, Nachweisführung und zweckentsprechender Verwendung nicht eingehalten wurden.

HHSt. 00000.66010 – Verfügungsmittel Ortsbürgermeister Merzien


HHSt. 00000.66011 – Verfügungsmittel Ortsbürgermeister Arensdorf und


HHSt. 00000.66012 – Verfügungsmittel Ortsbürgermeister Baasdorf


Die Verfügungsmittel für die Ortsbürgermeister sind laut Beschluss des Ortschaftsrates Eigenmittel gemäß § 10 Gebietsänderungsvereinbarung und stehen ihm für dienstliche Zwecke zur Verfügung. Sie fallen, im Gegensatz zu den Zuschüssen an Vereine, nicht unter die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt). 


Die Zuwendungen (Zuschüsse und Zuweisungen) aufgrund der Pro-Kopf-Pauschale aus Eingemeindungs- und Gebietsänderungsverträgen sind seit Inkrafttreten der städtischen Bewilligungsbedingungen ausdrücklich im Geltungsbereich benannt. Genauer sind die hieraus resultierenden Verfügungsmittel der Ortsbürgermeister zu betrachten. Die Beurteilung hat entsprechend der Vorschriften der GO LSA und GemHVO LSA zu erfolgen. Gemäß § 11 GemHVO werden Verfügungsmittel dem Bürgermeister in angemessener Höhe zur Verfügung gestellt. Sie stellen Beträge dar, welche dem Bürgermeister für dienstliche Zwecke, für die keine Ausgaben veranschlagt sind, zur Verfügung zu stehen, gemäß § 46 lfd. Nr. 27 GemHVO. Eine Differenzierung zwischen hauptamtlichen und ehrenamtlichen Bürgermeistern wird nicht vorgenommen. Verfügungsmittel des Vorsitzenden des Stadtrates, des Oberbürgermeisters oder auch der Ortsbürgermeister fallen nicht unter die städtischen Bewilligungsbedingungen. 


HHSt. 13000.71801, (betrifft 13000.71802), 13000.71803, 13000. 71804 , 13000.71805, 13000.71810 – Zuschüsse für die Feuerwehren für den Erhalt und die Festigung der Kameradschaft

Das Rechnungsprüfungsamt hat festgestellt, dass die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen nicht beachtet wurden. Dies muss seitens des Fachamtes bestätigt werden. Für die Zukunft wird gemäß der geltenden Vorschrift gehandelt. 

HHSt. 34000.60000 – Kulturveranstaltungen Ortschaft Merzien


Es wurde unter anderem beanstandet, dass eine Begründung für einen frühzeitigen Maßnahmenbeginn fehlt.

Der Reitverein Merzien stellte einen Antrag auf Zuschuss für 2010. Der Ortschaftsrat stimmte in der Ortschaftsratssitzung am 14.09.2010 der Gewährung eines Zuschusses in Höhe von 350 € für 2010 zu. Zukünftig erfolgt die Kontrolle, dass der Maßnahmenbeginn erst nach Erteilung des schriftlichen Zuwendungsbescheids erfolgt. Künftig wird ebenfalls darauf geachtet, dass auch im Übrigen die Vorschriften der städtischen Bewilligungsbedingungen eingehalten werden.

Das RPA empfiehlt zudem, Blumen für Jubilare zukünftig aus der HHst. 00000.63004 zu finanzieren, um die Grundsätze der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit zu waren. 


Aus haushaltsrechtlicher Sicht kann der Empfehlung gefolgt werden. 


HH-St. 34000.71801- Zuschuss kulturelle Veranstaltungen Ortschaft Arensdorf 

Im Fall der Ortschaft Arensdorf konnten die Mittel in Höhe von 2.223,52 € nicht vollständig nachgewiesen werden, weil die erhaltene Eintrittsgelder mit den Ausgaben verrechnet wurden. Der Ortsbürgermeister wurde darauf hingewiesen, dass alle Einnahmen und Ausgaben korrekt nachgewiesen werden müssen. 

HHSt. 34000.71803 – Zuschuss kulturelle Veranstaltungen Ortschaft Dohndorf 


Das RPA beanstandet, dass der Verwendungsnachweis hinsichtlich der Angabe der Einnahmen und Ausgaben unvollständig ist. Das ist richtig, der Verwendungsnachweis wurde nach der Einreichung nicht korrekt geprüft. Die Kontrolle erfolgt ab sofort korrekt gemäß den Allgemeinen Bewilligungsbedingungen.


HHSt. 34000.71804 – Zuschuss kulturelle Veranstaltungen Ortschaft Löbnitz a.d. Linde


Das RPA beanstandet, dass Einnahmen aus dem Verkauf von Speisen gar nicht bzw. Einnahmen aus Eintrittsgeldern dem Haushalt nicht vollständig zugeführt wurden. 

Laut Auskunft des Ortsbürgermeisters der Ortschaft Löbnitz a.d. Linde wurden diese Mittel für Kinderveranstaltungen zum Burgfest verwendet. Der Ortsbürgermeister wurde wiederholt aufgefordert, einen Nachweis dafür zu erbringen. 

HHSt. 34000.71804 (betrifft 34000.71805) – Zuschuss kulturelle Veranstaltungen Ortschaft Wülknitz 

Das RPA beanstandet, dass der Verwendungsnachweis hinsichtlich der Angabe der Einnahmen und Ausgaben unvollständig ist. Es liegt eine zweckwidrige Verwendung vor.


Nach Rücksprache mit dem Verein ist die unterschiedliche Abrechnung der Belege zum Hof- und Erntedankfest erst nach Abrechnung und Überprüfung der Ausgaben des Erntedankfestes entstanden. Die finanziellen Mittel zum Erntedankfest wurden vollständig ausgeschöpft. Die Ausgaben für das Hoffest wurden jedoch nicht in der tatsächlichen Höhe geplant. Somit wurden die nicht verbrauchten Mittel aus dem Erntedankfest für die Ausgaben des Hoffestes mit abgerechnet. Die Abrechnung der beigelegten Belege erfolgte für beide Veranstaltungen.

47000.71800 – Zuschuss an Förderverein Zehringen


Das RPA beanstandet, dass der Verwendungsnachweis hinsichtlich der Angabe der Einnahmen und Ausgaben unvollständig ist. Das ist richtig, der Verwendungsnachweis wurde nach der Einreichung nicht korrekt geprüft. Die Kontrolle erfolgt ab sofort korrekt gemäß den Allgemeinen Bewilligungsbedingungen.


HHSt. 58000.71800 – Zuschuss an Gartensparte Merzien


Die Prüfung der Abrechnung erfolgte bislang noch nicht, wird aber umgehend vorgenommen. Auszahlungen für 2011 erfolgten bislang noch nicht.


5.1.
Vermögen


5.1.1.
Vermögensübersicht 

PF 40/10 (Prüfbericht S. 44-45)


Es ist festzustellen, dass dem RPA bis zum Abschluss der Prüfung der Jahresrechnung die Jahresabschlüsse der Unternehmen Bach-GmbH, Wirtschaftsfördergesellschaft, Köthener Kultur und Marketing GmbH sowie des Abwasserverbandes noch nicht vorgelegt wurden. Eine Übersicht über den tatsächlichen Stand des Einlagekapitals konnte deshalb nicht gegeben werden. 

Das RPA hat recht, dass die Jahresabschlüsse bis zum Abschluss der Arbeiten an dem Bericht des RPA für einige Gesellschaften noch nicht vorlagen. Sie werden nachgereicht, sowie sie der Verwaltung vorliegen.












     Anlage 1

Jahresrechnung 2010 – überarbeitete Liste über offene Vergaben laut Prüfbericht RPA


		Lfd. Nr.




		Amt

		Bezeichnung

		Erläuterungen



		1

		061

		Vergabe-Nr. F 2008/020


Groß- und Kleinwülknitz, 24. Änderung Flächennutzungsplan




		Die Abrechung der Vergabe erfolgte am 14.09.2011



		2

		65

		Vergabe-Nr. B 2009/066


Rathaus, Trockenbau, Erneuerung Elektro 3.BA, 2.TA




		Die Abnahme erfolgte am 06.10.2011.



		3

		73

		Vergabe-Nr. B 2009/074

Baumpflanzungen wegen Vandalismus 

		Die Abrechung der Vergabe kann frühesten im III/2013 nach der Entwicklungspflege erfolgen. 



		4

		061

		Vergabe-Nr. F 2009/059


Besondere Leistung für 24. Änderung des Flächennutzungsplanes

		Die Abrechung der Vergabe erfolgte am 14.09.2011



		5

		73

		Vergabe-Nr. B 2010/051


Bachkanal in Köthen, Verdämmung alte Teichleitung




		Die Abrechung der Vergabe erfolgte am 10.08.2011.



		6

		65

		Vergabe-Nr. B 2010/063


Ratkeschule Köthen, Errichtung einer Sonnenschutzanlage 




		Antrag wurde zurückgezogen. Keine Auftragsvergabe. 



		7

		65

		Vergabe-Nr. B 2010/067


Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Bodenbelag 




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 11.10.2011



		8

		65

		Vergabe-Nr. B 2010/068


Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Maler 

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 07.10.2011





		9

		65

		Vergabe-Nr. B 2010/069


Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Estrich




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 25.10.2011



		10

		65

		Vergabe-Nr. B 2010/088


Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Elektro 1

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 07.10.2011





		11

		65

		Vergabe-Nr. B 2010/094


Rathaus Köthen, Reparatur Zeigerbeleuchtung Turmuhr

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.10.2011



		12

		73

		Vergabe-Nr. L 2010/077


Amt 73 Umweltamt, Baugrund- und hydrologische Untersuchung



		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 10.08.2011



		13

		65




		Vergabe-Nr. F 2010/032


Ratkeschule Köthen, Sonnenschutzanlage, Planung Elektro

		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 26.10.2011





		14

		65




		Vergabe-Nr. F 2010/039 


Ratkeschule Köthen, Raumluftuntersuchung




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 06.10.2011



		15




		65

		Vergabe-Nr. F 2010/041


Ratkeschule Köthen, Fußbodensanierung, Sigeko




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 07.10.2011



		16

		65

		Vergabe-Nr. F 2010/042


Ratkeschule Köthen, Sanierung Fußboden, Gutachten




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am  06.10.2011



		17

		65

		Vergabe-Nr. F 2010/052


Ratkeschule Köthen, Voruntersuchung Aufzug




		Die Abrechnung der Vergabe

erfolgte am 25.10.2011.



		18

		65

		Vergabe-Nr. F 2010/064


Ratkeschule Köthen, 

Fußbodensanierung, Gutachten 2.BA




		Die Abrechnung der Vergabe erfolgte am 10.10.2011
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